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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


ll. 


Nr. 113. Morgen Ausgabe, 


Telegraphiſche Depeſche. 
Kaſſel, 2. März. Der jetzige Miniſter des Aeußeren, 
Goddäus, iſt vom Kurfürſten mit Bildung eines neuen Mi⸗ 
niſteriums beauftragt worden. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Berliner Börſe vom 7. März, Nachm. 2 Uhr. (Angekommen 3 Uhr 
30 Min.) Staats⸗Schuldſcheine 90%. Prämien⸗Anleihe 121. Neueſte 
Anleihe 108. Schleſiſcher Bank⸗Verein 95. Oberſchleſ. Litt. A. 1394, 
Oberſchleſ. Litt. B. 123. Freiburger 120. Wilhelmsbahn 484 B. Neiſſe⸗ 
Brieger 68%. Tarnowitzer 40. Wien 2 Monate 72%. Oeſterr. Credit⸗ 
Aktien 72%. Oeſt. National⸗Anleihe 60%. Oeſterr. Lotterie⸗Anleihe 66. 
Deiterr, Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 132%. Oeſterr. Banknoten 73%, Darm: 


fädter 81%). Commandit⸗Antheile 907. Köln⸗Minden 166%, Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Nordbahn 58%. Poſener Provinzial⸗Bank 94%. Mainz ⸗Lud⸗ 


wigshafen 116%. Hamburg 2 Monat 150%. London 3 Monat 6, 21. 

Paris 2 Monat 79%. — Behauptet. e a 
Wien, 7. März, Mittags 12 Uhr 30 Min. Credit⸗Aktien 198, 70, 
März 51%, Frühjahr 50%, Mai⸗ 


National⸗Anleihe 84, —. London 137, 80 
N Jun dl 805 — Epieſtutz matter. März⸗April 179 
1 ni⸗Juli 8 : R . 4 
pril-Mai 17%, Mai-Juni-17 J, Juni⸗Juli 18%, — Rüböl: er ee 
Mai 13%, Sept.⸗Okt. 124%. 
A Ein neues Stück perſönlicher Freiheit. 

In der Zeit der Manteuffel'ſchen Reactionsperiode, welche in Ver⸗ 
letzung der perſönlichen Freiheit bekanntlich das Möglichſte leiſtete, äußerte 
Jemand: für die Aufhebung der Polizeiſtunde ſchenke ich ihnen die 
ganze Verfaſſung. Wie die Verfaſſung damals gehandhabt wurde, 

war die Aeußerung vollſtändig begründet. Es heißt denn doch die Be⸗ 

vormundung ziemlich weit treiben, wenn den Staatsbürgern vorge: 
ſchrieben wird, zu einer beſtimmten Zeit in ihrer Behauſung ſich ein⸗ 
zufinden. Die perſönliche Freiheit iſt die Grundlage des geſammten 
Verfaſſungslebens — kein Volk erkennt dieſe Wahrheit ſo ſehr an, 
wie das engliſche, das von politiſcher Freiheit überhaupt doch wohl 
etwas verſteht. j 

Uns kam die obige Aeußerung wieder in den Sinn, als wir hör: 
ten, daß der Miniſter des Innern dem Landtage einen Geſetzentwurf 
über die Aufhebung des Paßzwanges vorgelegt habe. So weit 
gehen wir nun heute zwar nicht, daß wir für die Erweiterung unſerer 
perſönlichen Freiheit die ganze Verfaſſung hingeben moͤchten, denn ſeit⸗ 
dem die Regierung begonnen hat, die Verfaſſung zur Wahrheit zu 
machen, hat das Volk die Verfaſſung auch ſchätzen gelernt; aber das 
Geſetz, über die Miniſterverantwortlichkeit, zumal wie es vom Minifte: 
rium entworfen und aus dem Herrenhauſe hervorgegangen, geben wir 
für die Aufhebung des Paßzwanges ohne alles Beſinnen ſofort in den 
Kauf. Und wenn der Graf Schwerin während der ganzen Zeit 
ſeines Miniſteriums nichts weiter bewirkt hätte, als die Beſchränkung 
des läſtigen Conceſſtonsweſens und die Aufhebung des noch läſtigeren 
Paßzwanges, ſo würden wir ihm für immer zu Dank verpflichtet ſein. 
Der Geſetzentwurf lautet wie folgt: 

§ I. Preußiſche Staats⸗Angehörige bedürfen zum Ausgange aus Uns 

ſeren Staaten, zur Rückkehr in dieſelben, ſowie zu Reiſen innerbalb Lan⸗ 
des keines Paſſes. Doch ſollen ihnen auf ihren Antrag Päſſe oder 
ſonſtige polizeiliche Legitimations⸗Urkunden ertheilt werden, wenn ihter Be⸗ 
fugniß zur Reiſe geſetzliche Hinderniſſe nicht entgegenſtehen. 

$ 2. Auch von Ausländern ſoll weder beim Eintritt über die Grenze, 


noch während ihres Aufenthaltes, oder ihren Reiſen im Inlande, ein Paß 
gefordert werden. 
8 3. Inländer wie Ausländer bleiben jedoch verpflichtet, ſich auf amt⸗ 
liches Erfordern über ihre Perſon und die Mittel zu ihrem Unterhalte ge 
nügend auszuweiſen. 

§ 4 Eine Verpflichtung zur Vorlegung der Päſſe behufs 
der Viſirung findet nicht ſtatt. 

§ 5. Zur Ertheilung von Auslandspäſſen ſind befugt: 1) der Miniſter 
des Innern; 2) der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten; 3) Unſere 
an auswärtigen Höfen accreditirten Geſandten, Reſidenten, Geſchäftsträ⸗ 


Concert. — Theater. 
(Donnerftag, den 6. März.) 


Das Concert der Theaterkapelle zum Beſten des Muſikdirectors 
Herrn Blecha hatte das Publikum ſo maſſenhaft herbeigezogen, daß 
die Paſſage durch den Saal ſchon kurz nach 3 Uhr vollſtändig ge⸗ 
hemmt war. Das Coneert eröffnete mit Catel's Ouvertüre zur „Se— 
miramis“, worauf Fräul. Flies die köſtliche Arie des „Sextus“ aus 
dem Titus („Parto“) mit ſüßem Wohllaut und edlem Ausdruck vor: 
trug und dafür den allgemeinen Beifall der Verſammlung erntete. 
Die Wirkung des herrlichen Muſikſtückes, wobei wir übrigens nicht 
unterlaſſen wollen, auch dem Clarinettiſten unſer Compliment zu machen, 
war der Art, daß ſelbſt der mit Kaffee beladene Kellner ſeine Bürde 
vergaß und gefeſſelt vor der Sängerin einen Augenblick Halt machte. 
Nach einer Declamation des Herrn v. Erneſt führten Frau Hofpia⸗ 
niſtin Bettina Schwemer und Herr Schneider eine „Introduction 
und Polonaiſe“ von Chopin für Klavier und Cello unter rauſchendem 
Beifall mit glänzender Virtuoſität aus. — Ein Duett von Roſſini 
„La Serenata“, vorgetragen von Fräul. Flies und Herrn Böhlken, 
ſchien keinen beſonderen Eindruck zu machen, während das von Letz— 
terem recht ausdrucksvoll vorgetragene „Frühlingslied“ von Selmar 
Müller eine wohloerdiente beifällige Aufnahme fand. Es folgte Bee⸗ 
thoven's „Fantaſie für Pianoforte mit Chor und Orcheſter“, jenes 
zauberhafte Werk, das gewiſſermaßen als ein Vorläufer der „neunten 
Symphonie“ betrachtet werden kann. Zuerſt iſt es das Klavier, durch 
welches ein Reichthum von Stimmungen und Empfindungen zu Herz und 
Gemüth dringt. dann miſchen ſich auch die Inſtrumente hinein, und 
endlich gefellt ſich der Geſang hinzu, das Ganze in einem berauſchen⸗ 
den Jubel abſchließend. Die Ausführung war nach allen Seiten hin 
muſterhaft. Das Spiel der Frau Schwemer, ausgezeichnet durch 
brillante Technik, Solidität und Eleganz, erhob ſich in der „Fantaſie“ 
zu einem Ausdruck voll ergreifender Beredtſamkeit und empfindungs⸗ 
reichſter Innerlichkeit. Orcheſter und Chor, in welchem letzteren auch 
Fräulein Flies und die Herren Bohlken und Funk mitwirkten, 
ſchloſſen ſich dann der Pianiſtin in trefflichſter Weiſe an, und das 
Ganze konnte da nicht verfehlen, einen hinreißenden Eindruck hervorzu⸗ 
bringen, der ſich auch in den lauteſten Beifallsbezeigungen des Audito⸗ 
riums kund gab. | 

Mit der „Fantaſſe““ ſchloß der erſte Theil des Concerts, den 
Herr Muſikdirektor Blecha dirigirte. Der zweite, unter Leitung des 
Herrn Muſikdirektors Heſſe, brachte die klaſſiſche Medea⸗Ouvertüre 
von Cherubini, Beethovens Romanze für die Violine (F-dur), von 
Herrn Blecha unter dem lebhafteſten Beifalle des Publikums ſehr 
wirkungsvoll vorgetragen, und zum Schluß die wunderreiche „Paſto⸗ 
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ger, ſo wie Unſere in fremden Staaten angeſtellte Conſuln; 4) die Pro⸗ 
vinzial⸗Regierungen; 5) die Landräthe; 6) die von den Regierungen dazu 
57 5 ten Polizei⸗Behörden, welche durch das Amtsblatt bekannt zu 
machen ſind. 


9 ⸗Päſſe dürfen von jeder Ortspolizei⸗Behoͤrde ausgefertigt 
werden. 

86, An Ausfertigungsgebühren find neben den durch das Geſetz wer 

gen der Stempelſteuer vom 7. März 1822 vorgeſchriebenen Stempelſätzen 
von 15 Sgr. und beziehungsweiſe 5 Sgr. zu erheben: für Auslandspäſſe 
15 Sgr., für Inlgndspaſſe 5 Sgr. 
87, Wenn die Sicherheit des Staates oder die öffentliche Ordnung 
durch Krieg, innere Unru oder ſonſtige Ereigniſſe bedroht erſcheint, 
kann die Pappflichtigkeit überhaupt, oder für einen beſtimmten Bezirk, 
oder zu Reiſen aus und nach beſtimmten Staaten durch königliche Verord⸗ 
nung vorübergebend eingeführt werden. 


$ 8. Das Paß⸗Edick vom 22, Juni 1817 und alle dem; gegenwärtigen 
. entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 

ie Vorſchriften der §8 8 und 9 des Geſetzes über die Aufnahme neu 
anziehender lesen vom 31. Dez. 1842 und die Beſtimmung des $ 6 

Litt, e des Geſetzes über die Polſzei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 wer⸗ 
den durch gegenwärtiges Geſetz nicht berührt. 

Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauf⸗ 
tragt und hat die Behörden mit der dazu erforderlichen Inſtruction zu 
ee 

Damit fällt ein gewaltiges Stück patriarchaliſcher Bevormundung. 
An der allſeitigen Annahme dieſes Geſetzes iſt wohl nicht zu zweifeln, 
denn da die Kreuzzeitungspartei ſo viel von Selbſtverwaltung ſchwatzt, 
und eine Selbſtverwaltung doch ohne perſoͤnliche Freiheit nicht wohl 
zu denken iſt, ſo dürfen wir hoffen, daß auch das Herrenhaus dieſem 
trefflichen Geſetze feine Zuſtimmung ertheilen wird. 

Freilich iſt an dieſem Geſetze eigentlich gar nichts Außerordentliches 
oder Wunderbares, denn in dem Zeitalter der Eiſenbahnen und der 
elektriſchen Telegraphen iſt der Paßzwang eine Anomalie, eine Remi⸗ 
niscenz an die romantiſchen Fahrten der Sournalieren und Diligencen, 
aber man verdenke es uns von der zarteſten Kindheit bis ins Greiſen⸗ 
alter fortwährend am Gängelbande geleiteten Deutſchen nicht, wenn wir 
eine reine und aufrichtige Freude empfinden, daß wieder einmal ein 
Stück Scheererei des ehemaligen Polizeiſtaates aus der Welt geſchafft 
wird — hoffentlich auf Nimmerwiederſehen! Unſere Nachkommen wer⸗ 
den es nicht begreifen, daß ſo viele Jahrzehnte hindurch jeder ehrliche 
Menſch vorſchriftsmäßig zunächſt für einen Spitzbuben angeſehen und da⸗ 
her gezwungen wurde, ſich von der Behörde ein Atteſt ausſtellen zu 
laſſen, daß er wirklich in die Klaſſe der ehrlichen Menſchen gehörte — 
ein Atteſt, wie es die eigentlichen Gauner und Verbrecher zu Dutzenden 
in ihren Taſchen führten. Denn daß die Päſſe auch nur Einen Nutzen 
gehabt hätten, glaubt wohl heute Niemand mehr; für den ehrlichen 
Mann waren fie nichts als eine ungerechtfertigte Plackerei, für den 
Gauner aber das beſte Mittel zum Fortkommen. 

Nur dem Miniſterium Manteuffel⸗Weſtphalen, mit welchem 
uns die „Kreuzztg.“ fo gern wieder beglücken mochte, waren die 
Päſſe eine unentbehrliche Nothwendigkeit. Bekanntlich theilte man 
in dieſer Zeit des polizeilichen Paradieſes die preußiſchen Staats⸗ 
bürger in zwei Klaſſen ein; in ſolche, welche für ihre gute Geſinnung 
mit Paßkarten belohnt, und in ſolche, welche für ihre Mißliebigkeit 
mit Päſſen beſtraft wurden; da man dieſe Mißliebigkeit zuletzt von den 
Demokraten auch auf die Conſtitutionellen ausdehnte, ſo lag in dem 
Zwange, ſtatt einer Paßkarte einen Paß zu nehmen, zugleich eine finan⸗ 
zielle Maßregel, da der Paß drei- bis viermal fo viel koſtete als eine 
Paßkarte. 

Indem wir den Polizeibehörden die Erleichterung ihrer Arbeit von 
Herzen gönnen — in den größeren Städten gab es ja Beamte, die 
Jahr aus Jahr ein mit nichts weiter beſchäftigt wurden, als mit den 
Paßangelegenheiten — freuen wir uns zugleich, daß Preußen nicht 
wieder nachhinkt, ſondern der erſte Staat in Deutſchland iſt, der mit 
dieſer Maßregel vorangegangen. Es iſt nicht anders moͤglich, als daß die 
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übrigen Staaten nachfolgen; ſelbſt Heſſen-⸗Kaſſel wird nicht zurückbleiben 
koͤnnen, zumal ſeine Regierung nach Aenderung des jetzigen Miniſte⸗ 
riums wieder den Anſprüchen der Civiliſation moͤglichſt nachkommen 
wird. Aber — fällt der Mantel, muß der Herzog nach; das ſagen 
wir nicht etwa in Bezug auf das kurheſſiſche Miniſterium, ſondern wir 
bleiben heute bei unſerem Thema der niederen Politik und meinen: 
fallen die Päſſe, fo müſſen auch die Aufenthaltskarten nach, wenigſtens 
für die Inländer, zu denen wir allerdings alle Deutſche rechnen: „ſo 
weit die deutſche Zunge reicht.“ Will man das Entgelt für die Auf: 
enthaltskarten als Steuer betrachten, nun ſo bebalte man ſie blos für 
das wirkliche Ausland bei. Fort mit allen Beſchränkungen der perſön⸗ 
lichen Freiheit, ſobald fie keinen anderen Zweck als den der läftigen 
Scheererei haben! 


Preußen. 
Landtags=Verdandlungen. 
S. Sitzung des Herrenhauſes vom 6. März. 

Präſident Prinz zu Hohenlohe eröffnet die Sitzung um 11% Uhr. — 
Am Miniſtertiſche Juſtizminiſter v. Bernuth, Graf Pückler, Re „Commiſſar 
par 1 575 Friedberg. — Die Tribünen werden allmählich, aber nur 
pärlich beſetzt. 3 

Auf der Tagesordnung ftebt die Fortſetzung der geſtrigen Debatte über 
das Miniſter⸗Verantwortlichkeits⸗Geſetz. Es beginnt die Special⸗ 
Diskuſſion über den geſtern im N nach dem Princip der Regie⸗ 
rungs⸗Vorlage angenommenen Abſchnitt 3: „Von dem Gerichtsbofe u. ſ. w.“ 
$ 27 ($ 26 der Vorlage) über die Bildung des Gerichtshofs, wird nach der 
gleichlautenden Faſſung der Regierungs⸗ und Commiſſions⸗Vorlage ange⸗ 
nommen. — Zu $ 28 ($ 27 der Vorlage) verändert die Commiſſion die Be⸗ 
ſtimmung, daß die Bildung des Gerichtshofes erfolgen ſolle, nachdem der in 
$ 18 erwähnte Beſchluß auf Anklage erfolgt iſt, je „nachdem die in § 18 
angeordnete Ueberſendung der Aktenſtücke erfolgt iſt.“ Das Haus nimmt 
den Commiſſions⸗Vorſchlag an. 2 1 

88 29—35, die Specialitäten über die Bildung des Gerichtshofes enthal⸗ 
tend und in der Faſſung der Commiſſion nicht weſentlich von der der Re⸗ 

ierungs⸗Vorlage abweichend, werden ohne Diskuſſion nach den Commiſſions⸗ 

Vorſchlagen angenommen. — Bei § 36 nimmt Graf Rittberg ſein in der 
Commiſſion geſtelltes Amendement: „anſtatt das älteſte Mitglied zum Vor⸗ 
ſitzenden zu ernennen, denſelben durch den Gerichtshof wählen zu laſſen“ — 
wieder auf. Daſſelbe wird abgelehnt, die Commiſſions⸗Vorlage (gleichlautend 
mit der 0 angenommen. ; h 

Die §§ 37—40, das Verfahren beſtimmend, werden in derſelben Weiſe 
angenommen. 5 y 3ER 

$ 41 beitimmt „das Strafmaß.“ Die Commiſſion beantragt (wie in der 
früheren Mittheilung über den Bericht ausführlich angeführt Be) den $ in 
der Faſſung anzunehmen: „die Strafe, auf welche der Gerichtshof gegen die 
ſchuldig befundenen Angeklagten zu erkennen hat, iſt Einſchließung bis zu 
5 Jabren und zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter.“ Herr 
v. Daniels ſtellt ein Amendement: „Erklärt der Gerichtshof den Angeklag⸗ 
ten für ſchuldig, ſo wird er ſeines Amtes als Miniſter verluſtig und für die 
Dauer von 3 Jahren unfähig, in ein Miniſteramt einzutreten“ — und moli⸗ 
virt daſſelbe kurz. £ } 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Die Regierung habe geglaubt, das Straf- 
maß in ihrer Weiſe normiren 15 müſſen, weil die entſprechenden Geſetze an⸗ 
derer Länder hohe Strafen enthielten, z. B. in den Niederlanden langjäh 
Einſchließung und ſogar Verbannung. Da aber der Commiſſions⸗Entwurf 
einerſeits die Strafe mildere, wenn er fie auch andererſeits verſchärfe, fo 
babe er nichts Weſentliches gegen denſelben einzuwenden, und glaube nach 
Lage der politiſchen und ſtrafrechtlichen Gründe die Entſcheidung über die 
Annahme der Weisheit des Hauſes anheimſtellen zu müſſen. (Die Regier.⸗ 
Vorlage beantragt bekanntlich außer Einſchließung bis zu 5 Jahren, daß die 
Verurtheilung kraſt des Geſetzes den Verluſt des Amtes als Miniſter und 
die Unfähigkeit des Verurtheilten zur abermaligen Bekleidung eines Miniſter⸗ 
amtes zur Folge haben I f 3 0 . 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow ſpricht für den Daniels ſchen Antrag. Für jedes 
Amt unfähig erklärt zu werden, betreffe die Qualität des Verurtheilten und 
ſei entehrend. Warum ſoll denn ein verurtheilter Kriegsminiſter nicht ein 
Commando, ein Miniſter des Auswärtigen nicht ein Conſulat bekleiden kön⸗ 
nen? Die Regierungs⸗Vorlage beſchränke das Begnadigungsrecht des Kö: 
nigs, der allein die Fähigkeit abmeſſen könne und gewiß oft wünſchen werde, 
dem Lande die Dienſte eines ſonſt guten Beamten zu erhalten. Redner 


ral⸗Symphonie“ von Beethoven, von der verſtärkten Kapelle in allen] Königs vor. 


Theilen mit feinſter Betonung des Details und gediegenſter Auffaſſung 
durchgeführt. Die Verſammlung verließ den Saal in einer ſichtlich 
hoͤchſt befriedigten Stimmung. 


Abends wohnten wir im Theater der Vorſtellung von Gutzkow's wir erwogen 


„Urbild des Tartüffe“ bei, worin Herr Hegel, ein ehemaliges, ſehr 
beliebt geweſenes Mitglied der hieſigen Bühne, als „Lamoignon“ zum 
erſtenmal auftrat. Wir bekennen, uns für den Augenblick no 
rechtes Urtheil über den „Intriguanten- und Charakterſpieler“ 
können. In unſerem Gedächtniß lebt Herr Hegel noch zu ſehr als 
beliebter Darſteller eines „Uriel Acoſta“, „Struenſee“, „Monaldeschi“, 
„Pugatſcheff“ ꝛc., als daß wir uns fo leicht in die nun eingetretene 
„Wandlung“ finden könnten. Genug daher für heute, daß Herr He— 
gel auf das freundlichſte empfangen und von dem zahlreich beſetzten 
Hauſe nach jedem Akte lebhaft gerufen wurde. M. K. 


Aus den Tagebüchern Varnhagen's von Enſe. 
(Fortſetzung.) 
Den 7. Juni 1845. Itzſtein's Erklärun 


ch kein 4,0 
bilden zu heit, daß der König die Landtagsabſchiede mitbringen und große Zugeſtänd⸗ 


in die „Voſſſſche Zeitung” zu meiner Verwunderung den unerwarteten 


Bülow meint, Arnim müſſe öffentlich Unrecht, allenfalls den 
Abſchied belommen. In ähnlichem Sinne hat der Gefandte, Herr v. Ra⸗ 
dowitz berichtet. 


Den 25. Juni. Nachmittags im größten Gewitterregen kam Bettina 
von Arnim, beſprach mit mir die Schlöffel'ſche Angelegenheit ausführlich; 
die Mittel, in dieſer Sache zweckmäßig einzuwirken, ob durch 
den König, den Prinzen von Preußen, die Oeffentlichkeit? Sie will alle 
drei Wege einſchlagen; es fragt ſich, in welcher Weiſe jeden? 
omburg, den 23. Juli. Die Zeitungen reden viel von der preußi⸗ 
Verfaſſungsſache. In der Rheinprovinz erwartet man mit Beſtimmt⸗ 


niſſe machen werde; auf Petitionen der kühnſten Art müſſe er gefaßt fein; 
es werde darauf ankommen, dieſe Länder feſter an Preußen zu knüpfen oder 
fie abzuwenden. Die Itzſtein⸗Hecker⸗Sache gilt den Leuten als ihre eigene, 
ſie wollen zur Genugthuung wenigſtens das Bekenntniß, daß der Miniſter 
Graf v. Arnim deshalb abgeſetzt ſei. Die Rheinländer zeigen nicht die ge⸗ 
ringſte Furcht oder Bekümmerniß, ſie ſind ihrer Sache gewiß und daher 
lachenden guten Muthes. Sie meinen, für ſie werde ſich ſchon Rath finden, 
wenn nicht ſogleich, doch fpäter; fie könnten in ſich ſelbſt ihr Heil finden und 
brauchten keine Reichsſtände. 

Berlin, den 3. Septbr. Als ich wieder 1 Hauſe war, kam Bettina 
v. Arnim, ſie wollte fragen, ob ich ſchon angekommen ſei. Sie giebt mir 
ufſchluß, daß nicht ihr Be⸗ 


aufgenommen. Die Sache macht hier den heilloſeſten Lärm, und hier ſelbſt mühen beim Könige die Freilaſſung Schlöffel's erwirkt hat, ſondern das 


beſtebt die Meinung, der König könne der unwilligen Stimmung nur dadurch Kammergericht ſelber ſich dazu veranlaßt geſehen. 


Genüge leiſten, daß er den er N 
welche ich den Miniſter habe vertheidigen hören, R. nicht einmal ganz offen. 
Deaniteniecken, 

en 11, 


0 erwacht und fühlt den Schimpf, den es im eigenen Innern erlitten hat. 
Man beruft ſich auf Landrecht und Verordnungen, auf Bundesrecht und 
preußiſche Erklärungen; man fragt, ob das die Einheit der Deutſchen ſei, 


die Einheit des Bundes, des Zollvereins? Wahrſcheinlich ſolle das, meint den, 
man, eine Probe, ein deutſcher Fingerzeig der liberalen, der conftitutionellen | aber 


Geſinnungen ſein. 


Den 13. Juni. Der Lärm wegen Ißzſtein und Hecker wird ein für; verſchanzt ſich hinte 
reußen und Deutſchland verhängnißvolles Ereigniß, daſſelbe wirft uns auf] das Triebrad war, 


ihr zurück, nimmt Vertrauen, häuft Schmach und Verachtung auf uns. 
n Karlsruhe große Gährung; der Geſandte bedroht, preußiſche 8 
von ihren Meistern entlaſſen, man will keine Preußen mehr u. |. m. — H 


wird von Bürgern eine Adreſſe an Itzſtein und Hecker zahlreich unterzeichnet. 


Den 17. Juni. Geſtern Billet von Humboldt, voll Unwillen 
unſere Polignac's. 
Den 19. Juni. Nachmittags nach Tegel gefahren. Der Minister von 


Bülow im Garten noch mit feiner Familie allein; er ſpricht gleich von der 
Itzſteinſache, meint, der Graf von Arnim habe ſchwer gefehlt, bejonbers 
darin, daß er mit ihm nicht Rückſprache genommen, und wenn er den König 
vorher geſprochen — was Bülow nicht ſicher weiß —, fo habe er dem Kb⸗ 
nige entweder fälſchlich angegeben, er habe jenes gethan, oder es dem Kö⸗ 
nige unverantwortlich perſchwie en, daß er es nicht gethan; denn der König 


hat an Bülow geſchrieben, er finde es ganz unbegreiflich, daß Graf Arnim 
nicht vorher mit ihm geſprochen. Jetzt liegt Alles zur Eniſcheidung des 


Juni. Die Sache von Itzſtein und Hecker bekommt eine actenwidriger Bericht erſtattet 
rößere Wichtigkeit, als der Urheber ſich je träumen ließ. Ganz Deutichland | wenn man Schlöffel nicht auge 


andwerler] wollen Reichsſtände, dazu bequemen ſie ſich, weil ja doch die 
ier] Zeitftimme und ſogar nun auch der Wille des Königs der 


über neuen Glanz und neue Feſtigleit erlangen; der vorne 


Der König hat ihr ſehr 


iniſter wegjage. L. und R. find die einzigen, ausführlich und freundlich geſchrieben, die Schuld des Mannes ſei erwieſen. 


Der Vertheidiger Schlöffel's, Gräff aus Breslau, hat das ganze Verdienſt, 
die Freilaſſung jetzt ſchon erzwungen zu haben; er hat entdeckt, daß ein 
worden, und drohte dies zu veröffentlichen 
ublicklich frei ließe. So erzählt Betting. 
Den 26. Septbr. Der Miniſter v. Kamptz, deſſen frühere Kritik ge⸗ 
en des Stadtgerichts⸗Raths Heinrich Simon Buch über das preußiſche 
Richterverhäliniß von dieſem mit grimmer Schärfe in Staub getreten wor⸗ 
hat die Polemik nochmals aufgenommen, recht böfe nach feiner Art, 
ſchwerfällig und auch unwahr, er möchte ſich weißbrennen gegen die 
Vorwürfe in Betreff der plumpen Verfolgung ſogenannter Demagogen, er 
r die geſetzlichen Behörden, aber man weiß doch, daß er 
und er bleibt ſchwarz. a 
Den 28. Septbr. So ſteht die Sache jetzt bei uns: die net 
er 
leihen verlangt; 
aber dabei ſoll alles bleiben, wie es ift, beſonders der Adel, und dieſer noch 
me Adel rechnet auf 
hohe Unterſcheidungsſtufen für ſich, der reiche hofft au auf dieſe . treten, 
der geringere wähnt ſich mit in erſter Reihe, der Bürger und Bauer ſoll 
nur ſo mitgehen, weil er doch nicht abzuweiſen iſt. Die ſogenannten 
„Herren“ wollen das Ruder behalten und alle Vortheile. Und auf „Stände“ 
legt man den größten Werth, gerade im Augenblicke, wo fie ſchon in Auf⸗ 
[fung begriffen, gar nicht mehr zurecht zu finden und zu ſondern find! — 
Nein, an dem, was dieſe Leute wollen, kann ich keinen Antheil nehmen; 
wenn mich etwas reizt und belebt, ſo iſt es nur die Bewegung, welche ent⸗ 
ſteben muß, und deren unbemmbares Fortſchreiten ganz andere Ergebniſſe 
bringen wird, als jene Leute ſich träumen laſſen. (Jortſ. folgt.) 


kommt noch darauf zurück, daß dem Könige den Miniſtern gegenüber nicht 
das Anklagerecht zuſtebe, während die Kammern es beſäßen. 

Graf Rittberg ſpricht für die Faſſung der Commiſſion, eben ſo Herr 
Dr. Brüggemann: Man brauche nicht milder zu ſein als das Miniſterium 
ſelbſt es wünſche. Es würde einen ſchlimmen Eindruck im Lande machen, 
wenn ein heute verurtheilter Miniſter morgen in ein hohes Staatsamt ein⸗ 
trete. Deshalb ſei zeitweilige Unfähigkeit nothwendig. Der Einfluß des Kö⸗ 
nigs bleibe ein großer, da er die Anklage davurch verhindern könne, daß er 
den Minifter vor der beabſichtigten Verfaſſungs⸗ Verletzung entlafje 926 5 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement v. Daniels abgelehnt, die 
Commiſſions⸗Vorlage angenommen. 

Jo 43, 44 (Specialitäten) werden nach den Vorſchlägen der Commiſ⸗ 
ion ohne Diskuſſion angenommen. 5 3 
8 8 5 der Canin Belag beſtimmt: „Die zeitige Unfähigkeit zur 
Belleivung öffentlicher Aemter, welche gegen einen Miniſter durch ein auf 
Grund dieſes Geſetzes erlaſſenes Strafurtheil verhängt worden iſt, ſoll nie: 
mals im Wege der Gnade ganz oder theilweiſe aufgehoben werden können.“ 
Auch dieſer § wird ohne Hiskuſſion angenommen; desgl. werden die Schluß⸗ 
beſtimmungen ohne Diskuſſion vom Haufe genehmigt. 

Das Haus geht zur namentlichen Abſtimmung über das ganze Geſetz es 
ſtimmen 121, für das Geſetz 83, gegen das Geſetz 38; die letzteren find: 
Graf Alvensleben, v. Arnim⸗Spreewalde, v. Balleſtrem, v. Below, Graf 
Brühl, v. Buddenbrock, v. d. Buſche, v. Daniels, v. Glaſenapp, Gbtze, 
v. Götzen, v. d. Gröben⸗Ponarien, v. Hardenberg, v. Jena, v. Kleiſt⸗Retzow, 
v. Kleiſt⸗Schmenzin, v. Kraſſow, v. Lepel, v. d. Marwitz, v. Maſſow, von 
Meding, v. Noſtitz, Graf v. Oppersdorf, v. Plötz, Graf Reichenbach, Fürſt 
Reuß, v. Rochow⸗Pleſſow, v. Schönborn, drei v. d. Schulenburg, v. Schwei⸗ 
nitz, Senfft v. Pilfach, v. Solms⸗Sonnenwalde, beide Stolberg⸗Wernigerode 
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Übden, v. Voß⸗Buch, v. Zech⸗Burkersroda. — Das Geſetz iſt alſo mit 83 
egen 38 Stimmen angenommen. 
0 9 Das Haus nimmt — den Geſetzentwurf wegen Aenderung des Art. 61 


ufhebung des Art. 49 der Verfaſſung mit der von der 
. 8 1 . = Aenderung an, Fe dle näheren Beſtim⸗ 
mungen über die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der Miniſter u. ſ. w. 
einem beſonderen Geſetz vorbebalten werden fol. . 
O Berlin, 6. März. [Sitzung der Militär⸗Commiſſion. 
— Zwei⸗ und dreijährige Dienſtzeit.] Geſtern Abend hatte 
die Militär⸗Commiſſion eine Sitzung, in welcher die Generaldiskuſſion 
über den Novellen⸗Entwurf zum Geſetz vom 3. Sept. 1814, betreffend 
die Verpflichtung zum Kriegsdienſt, begonnen wurde. Zwei Commiſſa⸗ 
rien des Kriegsminiſters waren dabei anweſend. Im Verlaufe der 
Sitzung erſchien der Kriegsminiſter ſelbſt. 5 
Nach zuverläſſigen Mittheilungen wurden von dem Reſerenten zu: 
nächſt einige allgemeine Zweifel und Bedenken hervorgehoben, zu denen 
der Geſetzentwurf der Regierung nach Form und Inhalt Anlaß gebe. 
Es wurde hervorgehoben beſonders die Dürftigkeit und Kürze des Ent⸗ 
wurfes im Verhältniß zu der 1860 gemachten Vorlage, wobei es 
zweifelhaft erſcheinen könne, inwieweit die Beſtimmungen des Geſetzes 
von 1814, namentlich auch rückſichtlich der Stellung der Landwehr ıc., 
noch in Kraft blieben, welche rechtliche Stellung die als „beurlaubt“ 
bezeichneten Reſerven einnehmen würden ꝛc. Erhebliche Amendirungen 
in dieſer Richtung zur Beſeitigung dieſer Zweifel wurden für nothwen⸗ 
dig erachtet. Schließlich ſprach ſich der Referent für die zweijährige 
Dienſtzeit aus. Der Kriegsminiſter gab zunächſt die Erklärung ab, 
daß er perſönlich nicht für die Vorlage von 1860 verantwortlich ſei 
und daß namentlich von der Preſſe darin vielfach die Unwahrheit über 
ihn verbreitet worden ſei. Er habe dieſen Entwurf vorgefunden. So⸗ 
dann bemerkte er in Bezug auf die dreijährige Dienſtzeit, daß die 
Regierung dieſe Frage genau und gründlich erwogen habe 
und darin unter keinen Umſtänden Zugeſtändniſſe machen 
werde. Er bitte dieſe Erklärung ihm nicht als Schroffheit anzurech⸗ 
nen. Sie fei wohlgemeint und im Intereſſe der Zeit der Abgeordne— 
ten abgegeben. Denn da zur Abänderung der geſetzlich beſtehenden 
dreijährigen Dienſtzeit die Zuſtimmung der Krone gehöre, ſo werde jede 
g Debatte hierüber fruchtlos fein. Doch ſcheint er in Ausſicht geſtellt zu 
0 haben, daß das Verfahren, wonach Entlaſſungen vor Ablauf der drei⸗ 
jährigen Dienſtzeit und ſpätere Einberufungen bis jetzt ſchon ſtattgefun⸗ 
1 den haben, auch in Zukunft, ſoweit es die Umſtände geſtatten, werde 
geübt werden. In Betreff der Landwehr wird noch die Erklärung als 
bemerkenswerth bezeichnet, daß es nicht die Abſicht ſei, dieſelbe unter 
5 allen Umſtänden nur, wenn der Feind im Lande iſt, zu verwenden. 
' Ein Theil der Landwehr werde unter Umſtänden in das Heer ein: 
ku gereiht werden und mit ausrücken müſſen. Im Uebrigen hätte ja die 
I Kammer im Frieden es in der Hand, zu ſtarke Beläſtigungen der Land: 
wiehr durch Verweigerung der Mittel unmöglich zu machen. In der 
| Abſicht der Regierung liege es, daß das Geſetz von 1814 in allen 
Stücken, ſoweit es nicht geändert worden, alſo auch rückſichtlich der 
Stellung der Landwehr, in Kraft bleiben ſolle. — Ein hervorragendes 
Mitglied der Militär⸗Commiſſion, welches früher beſonders lebhaft für 
die zweijährige Dienſtzeit eintrat, ſoll erklärt haben, ſeinerſeits auf der 
il Abänderung der diesfälligen geſetzlichen Beſtimmungen jetzt nicht mehr 
0 beſtehen zu wollen. 
3 Berlin, 6. März. [Die Wahrheit über die Ber: 
* ſtändigung Oeſterreichs mit Preußen. — Der Handels- 
i vertrag mit Frankreich.] Graf Rechberg hat in den diploma⸗ 
g tiſchen Verkehr mit Preußen eine Neuerung eingeführt, welche mehr 
N und mehr zur permanenten Regel zu werden ſcheint. Die Kundgebun⸗ 
6 gen Oeſterreichs werden nämlich ihrem Inhalt nach durch die Zeitun: 
gen eher zur offentlichen Kenntniß gebracht, als fie an das berliner 
Kabinet gelangen, natürlich mit Ausnahme derjenigen Demonſtrationen, 
| bei denen, wie bei den identiſchen Noten vom 4. Februar, Heimlich⸗ 
keit der Vorbereitung und Plötzlichkeit der Ausführung für den Knall: 
Effekt unentbehrlich find. Die Abſicht einer ſolchen ſcheinbar der Deffent- 
lichkeit dargebrachten Huldigung iſt durchſichtig genug. Wenn Graf 
b Rechberg durch die „Allg. Z.“ oder durch das „Dresdener Journal“ 
f oder auch durch die „Preſſe“ oder den „Botſchafter“ eine Analyſe 
iM feiner Erlaſſe verbreiten läßt, welche den Inhalt der letzteren zwar 
nicht gröblich verfälſcht, aber in einer den öſterreichiſchen Tendenzen 
entſprechenden Färbung darſtellt, fo trägt er ſich wohl mit der Hoff: 
nung, der Zeitungs-Polemik und dem Urtheil der öffentlichen Meinung 
überhaupt die leitende Richtung gegeben zu haben. Auch in Betreff 
der jüngſten Unterhandlungen über die kurheſſiſche Frage iſt das Ma: 
növer verſucht worden, und es iſt daher dringende Pflicht, die vorlie- 
genden Thatſachen genau feſtzuſtellen und gewiſſenhaft zu würdigen. 
Die Beſchlüſſe des wiener Kabinets, denen die Mittheilungen des 
„Dresdener Journals“ als Herolde vorauseilten, ſind hier, wie ich 
hoͤre, erſt geſtern notiſtzirt worden und enthalten die Zuſtimmung zu 
den preußiſchen Vorſchlägen. Demnach bequemt ſich Oeſter— 
reich dazu, ſein ganzes Syſtem in Betreff der kurheſſi— 
5 ſchen Frage von Grund aus umzugeſtalten und in Gemein 
ö ſchaft mit Preußen einen Bundesbeſchluß zu provoziren, 
welcher auf die Reaktivirung der Verfaſſung von 1831 
unter Anempfehlung des verfaſſungsmäßigen Weges für 
die Abänderung der bundeswidrigen Beſſimmungen hin⸗ 
wirken soll.“) Das entſpricht wörtlich dem Programm, welches 
Auch die „B. N. 3.“ ſchreibt: „Wie wir eben vernehmen, haben die 
| e e Preußen und Oeſterreich in der tirbefihen 
Sache zu dem Reſultat geführt, daß Oeſterreich feine bisherige Stellung 
in dieſer Frage aufgegeben hat und auf den preußiſchen Standpunkt, 
wie derſelbe in der jüngſten Kammerverhandlung präciſirt iſt, hinüber: 
etreten iſt. Beide Mächte werden demnach gemeinſam die ſofortige 
Wiederherſtelung der Verfaſſung von 1831, vorbehaltlich der auf ver⸗ 
faffungsmäßigem Wege abzuändernden bundeswidrigen Beſtim⸗ 
mungen, beim Bundestage Nandegen.“ 
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528 
Graf Bernſtorff jüngſt vor dem Abgeordneten-Hauſe entwickelt hat, 
und der Sieg der preußiſchen Politik iſt daher vollſtaͤndig. Wenn die 
öſterreichiſchen Organe es ſchon als einen Erfolg rühmen, daß die 
Wahlordnung von 1849 nicht in dem Bundesbeſchluß figuriren wird, 
ſo liegt darin eine große Beſcheidenheit eben ſo wohl als ein Verken⸗ 
nen der Sachlage. Preußen bewahrt in dieſem Punkte ſeine 
Anſicht, wenn dieſelbe auch in dem Bundesbeſchluß kei⸗ 
nen Eingang findet. Es kann alſo von dem Aufgeben einer 
dieffeitigen Poſition gar nicht die Rede fein, vielmehr iſt zu konſta⸗ 
tiren, daß in allen Punkten, wo Verſtändigung erzielt worden, die 
preußiſche Auffaſſung als maßgebend anerkannt iſt, und daß Preußen 
ſich ſeine volle Freiheit vorbehalten hat, wo eine Uebereinſtimmung 
nicht zu erreichen war. Das Weitere muß ſich nun als innere Ange: 
legenheit Heſſens entwickeln, unter freieſter Bethätigung der Volksver⸗ 
tretung. — Auf die Zuſtimmung der Zollbvereinsſtaaten zu dem Han: 
delsvertrag mit Frankreich rechnet man mit ziemlicher Gewißheit. Sollte 
eine Divergenz eintreten, ſo wird ſich von ſelbſt die Nothwendigkeit 
herausſtellen, auf dieſem Gebiete den Weg der freien Vereinbarung zu 
gehen und dem Zollverein eine neue Geſtalt zu geben. 

** Berlin, 6. März. [Petition der freien Gemeinde. 
— Unglaubliche Gerüchte.] Das Geſuch, welches von dem 
Geſammtvorſtande der freien Gemeinden in Preußen unlängſt beim 
Cultusminiſterium eingereicht worden, umfaßt nach der „V. 3.” fol: 
gende Wünſche: Es möge von Staats wegen ausgeſprochen werden, 
daß die in jenen Gemeinden nach deren religiöfen Formen eingegange: 
nen Ehen als rechtsgiltig anerkannt werden; es mögen den freien Ge— 
meinden eben ſowohl die Rechte einer Corporation, als einer juriſtiſchen 
Perſon eingeräumt werden; es möge mit der Erklärung des Austritts 
aus der Landeskirche auch die Verpflichtung zur Leiſtung der bisherigen 
kirchlichen Abgaben aufhören, und endlich möge man, ſo wenig wie 
man dieſes bei den Juden rückſichtlich des Beſuchs des Religions-Un⸗ 
terrichts einer chriſtlichen Schule gethan, im Fall an einem Orte eine 
freireligidſe Gemeinde nicht beſteht oder kein Prediger derſelben vor: 
handen, die Kinder zur Theilnahme am Religionsunterricht einer an: 
dern Kirchengemeinſchaft nicht zwingen, ſondern annehmen, daß jene 
Kinder von ihren Eltern oder auf deren freiwillige Veranſtaltung den 
nöthigen Religionsunterricht erhalten. — Der „Köln. Ztg.“ wird ge⸗ 
ſchrieben: „Unter den Vorſichtsmaßregeln, die in den letzten Tagen hier 
getroffen worden ſind, nennt man auch die Einhändigung verſtegelter 
Ordres an die Oberſten der einzelnen Regimenter. Als verbürgt 
kann ich Ihnen melden, daß ein Offizier der Garde vor einigen Ta- 
gen bei einem biefigen Verlagsbuchhändler 200 Exemplare eines Spe⸗ 
zialplanes von Berlin beſtellt hat. Die Aufregung über alle dieſe 
Dinge iſt natürlich, wenn man auch allgemein den Kopf ſchüttelt und 
verwundert fragt, wer die Regierung über den Stand der Gemüther 
in der Hauptſtadt ſo falſch berichtet hat.“ Wir theilen dies mit, nur 
um unſeren gänzlichen Unglauben an derartigen Gerüchten zugleich zu 
documentiren. 

Berlin, 5. März. [Zur Abſtimmung über die Wuchergeſetze) 
ſchreibt die „Nat.⸗Z.“: Das Zahlenverhaͤltniß der Majorität und Minorität des 
Abgeordnetenhauſes bei der geſtern erfolgten Annahme des die Aufhebung der 
geſetzlichen Zinsbeſchränkungen betreffenden Geſetzentwurfs zeigt einen weſent⸗ 
lichen Fortſchritt gegen 1860. Damals wurde der Geſetzentwurf mit 201 
gegen 105, geſtern mit 237 gegen 78 Stimmen angenommen. Die Mino⸗ 
rität iſt alſo um 27 Stimmen 3 geworden. Es hängt dies natürlich 
zuſammen mit der ſchwächeren Zahl der „conſervativen“ Partei, conſtatirt 
aber zugleich, daß die Anerkennung richtiger wirthſchaftlicher Grundſätze im 
Volke, aus deſſen Wahlen eben dieſe Veränderung des Zahlenverhältniſſes 
hervorgegangen iſt, an Terrain weſentlich gewonnen hat. Daß die Mitglie⸗ 
der des Centrums, welche ihr Votum auf Concilien und Kirchenväter grün⸗ 
den, einer andern Ueberzeugung Raum geben, dieſe Erwartung iſt wohl bis 
dahin zu vertagen, daß der „Zauberer von Rom“ ein allgemeines Concil 
zuſammenberuft. Anders 10 es mit denjenigen, welche in ihrer Oppoſition 
gegen die Aufhebung der Wuchergeſetze die Intereſſen des Grundbeſitzes zu 
vertreten wähnen. Dieſe ſtehen, ſe mögen wollen oder nicht, unter der Ein⸗ 
wirkung wirthſchaftlicher Motive, ſelbſt wenn es lediglich der Macht der 
Thatſachen überlaſſen werden muß, ſie eines Beſſeren zu belehren. In ſo⸗ 
fern iſt es von großem Werth, daß die Frage im Herrenhauſe von Neuem 
zur Discuſſion gebracht wird. Wenn auch das Schickſal des Entwurfs bei 
dieſem Factor der Geſetzgebung mit Sicherheit vorauszuſehen iſt, ſo dient 
doch die Discuſſion dazu, entweder die tiefe Kluft von Neuem zu zeigen, 
welche zwiſchen dem Standpunkte der Privilegirten und der öffentlichen 
Ueberzeugung beſteht, und damit neues Material für die Beſtrebungen auf 
Reform des Herrenhauſes zu ſammeln, oder, wenn man ſich auf die Sache 
gründlicher einläßt, den dialectiſchen Prozeß zu fördern, dem das Hirn jedes 
Menſchen, auch des befeſtigten Grundbeſitzers, unterworfen iſt, ſobald er 
nicht lediglich und blind sa Autoritäten ſchwört. 

Danzig, 4. März. [Auswanderung.]. Mit der Auswanderung der 


Mennoniten wird es nun Ernſt. Ueber zwanzig Familien, größtentheil3 aus 


der Umgegend von Tiegenhof, mit einem baaren Vermögen von mehr als 
einer Viertel Million Thaler, ſtehen gerüſtet, ihre bisherige Heimat zu ver⸗ 
laſſen und werden in den nächſten Wochen behufs ihrer Ueberſiedelung nach 
Rußland ihre Reiſe dorthin antreten. (Die Folge jenes bekannten Antrages 
auf Aufhebung ihrer Befreiung vdm Militärdienſte.) (D. D.) 
Minden, 3. März. [Gegen Herrenhausdiäten.] Unſere 
Stadtverordneten haben ſich wegen der Entſcheidung der Regierung, 
daß die Stadt dem Herrn Oberbürgermeiſter Pöhlmahn in Berlin 
(als Mitglied des Herrenhauſes) frei halten ſoll, vorläufig beſchwerend 
an das Oberpräſidium gewandt, und werden in die ſer Angelegenheit 
bis in die höchſten Inſtanzen gehen. 


Deutſehland. 

Stuttgart, 3. März. [Der römiſche Stuhl und das Kirchen⸗ 
eſetz] Von Rom iſt eine Note des päpſtlichen Stuhls an das k. Mini: 
ſterlum des Auswärtigen eingetroffen. Die römiſche Note ijt die Antwort 
auf eine Darlegung der k. Regierung in Betreff der katholiſch⸗ kirchlichen An: 
elegenheiten in Württemberg. Der Text der Note iſt in ſehr verſöhnlichem 
on abgefaßt. Der Inhalt derſelben lautet dahin: Der Cardinal⸗Staats⸗ 
Secretär Antonelli erklärt im Auftrage des päpſtlichen Stuhls, daß die Curie 
u den neueſten Schritten der k. wüärtembergiſchen Regierung in der katho⸗ 
lichen Kirchenfrage (die Regelung auf geſetzlichem Wege, nachdem die Con: 
vention mit Rom an dem Miderſtande des Landtags geſcheitert) zwar ihre 
Zuſtimmung nicht ertheilen könne, dagegen wolle ſie davon abſtehen, einen 
förmlichen Proteſt gegen das Verfahren der Regierung 2 erheben, vielmehr 
ſei fie von der Loyalität der Regierung Sr. M. König Wilhelm's überzeugt, 
daß ſie ihren Verpflichtungen gegen die Katholiken des Königreichs in wahr⸗ 
baft loyaler Weile dei Handhabung der Geſetze Rechnung tragen werde. Der 
Biſchof von Rottenburg iſt angewieſen, mit der Regierung ji ins weitere 
Vernehmen zu ſetzen, zu welchem Zwecke ihm eine Richtſchnur für ſein Ver⸗ 

halten vorgezeichnet iſt. 

Stuttgart, 4. März. [Paßerleichterung.] Die würtembergiſche 
und die öſterreichiſche Regierung haben ſich darüber verſtändigt, daß das Er: 
forderniß der geſandtſchaftlichen Viſtrung der Reiſe⸗ und Auswanderungs⸗ 
Päſſe, ſowie der ſonſtigen Reiſeurkunden, insbeſondere der Dienſt⸗ und Wan: 
derbücher, künftig gegenſeitig wegfallen fol. 5 

München, 2. März. e de e e A Der diesjährige 
Rektor der Univerfität beabſichtigte nach dem „Schw. M.“ eine Modification 
jenes Paragraphen der Univerſitätsſtatuten, welcher eine allgemeine Reprä⸗ 
ſentation der Geſammt⸗Studentenſchaſt geſtattet, und zwar wollte er, daß 
neben den Corps auch Repräſentationen der Landsmannſchaften und der ſo⸗ 
genannten Obſkuranten dieſelbe bilden, hiermit alſo, daß überhaupt das dort 

emeinte Organ der Geſammt⸗Studentenſchaft, das bis jetzt nicht exiſtirt, ge⸗ 
ſchaſfen werden ſolle. Das Kultusminiſterium bat jedoch in Anbetracht, daß 
damit der Studenten⸗Ausſchuß ſich in zwei getrennte Körper geſpalten hätte, 
ihr ſeine Genehmigung verſagt. 

Karlsruhe, 5. März. [Adreſſe gegen die Juden.] Die 
Faſtnachtszeit, welche geſtern mit einigen kleinen Zügen, von welchen 
der ſtattliche Reiterzug des Circus Suhr und Hüttemann vor dem 
Reſidenzſchloſſe Abends bei Fackelſchein und bengaliſcher Beleuchtung 
Rittertänze aufführte und dann die Straßen der Stadt durchzog, hier 


Segelſchiffe nach Sicilien, wo ſich ein Freiwilligen⸗Lager bilden foll, 


beendigt wurde, hat in dem nahen Untergrombach, Amts Bruchſal, 
Auftritte ernſter Art hervorgerufen. Es leben dort etwa 150 Juden, 
denen die Fenſter eingeworfen und Verfolgungen anderer Art zu Theil 
geworden find. Wie wir hören, hat die Regierung die Militärbehör⸗ 
den aller Garniſonen angewieſen, auf Requiſition der zuſtändigen 
Civilbehörde augenblicklich und nöthigenfalls mit Waffengewalt einzu⸗ 
ſchreiten. So ſoll nun auch eine Schwadron des in Bruchſal garni⸗ 
ſonirende Dragoner-Regiments nach Untergrombach beordert worden 
ſein, um weitern Unruhen vorzubeugen. (Beweis für die Verfolgungs⸗ 
ſucht, welche der preußiſche Kultusminiſter den Juden zuſchreibt.) 

Manheim, 4. März. [Gögg amneſtirt.] Glaubwürdigen Nachrich⸗ 
ten zufolge iſt dem geweſenen Finanzminſter Herrn A. Gögg in der am 
letzten Mittwoch unter dem Vorſitze des Großherzogs ſtattgehabten Staats⸗ 
miniſterialſitzung die bedingungsloſe Rückkehr in das Vaterland, ſowie der 
K Aufenthalt daſelbſt geſtattet worden. Wir freuen uns (ſagt der 
„Mannh. Anz.“) dieſes hochherzigen Aktes einer wirklich freiſinnigen Staats⸗ 
politik eben ſo im Intereſſe der chten 9 wie des Vaterlandes; nicht min⸗ 
der freuen wir uns aber, den bewährten deutſchen Mann wieder in der Hei⸗ 
mat bleibend begrüßen zu können. 5 

Meiningen, 5. März. [Hr. v. Kroſigk und der Landtag.] Heute 
iſt unſer Landtag wieder zuſammengetreten. Hr. v. Kroſigk, der neue Mi⸗ 
niſter, von dem man erwartet hatte, daß er offen mit ſeinem politiſchen 
Programm vor die Landesvertretung treten werde, fand es klüger, hierüber 
zu ſchweigen und ſich in ſeiner Begrüßungsrede mit der Notiz zweier freu⸗ 
diger Ereigniſſe in der herzoglichen Familie und der Phraſe von Vertrauen 
und Gegenvertrauen zu begnügen. Schweigen iſt beſſer als Reden, beſon⸗ 
ders einer Volksvertretung gegenüber, die wie der gegenwärtige hieſige Land⸗ 
tag in ihren politiſchen Anſchauungen den ſtrikten Gegenſatz von dem ehe⸗ 
maligen preußiſchen Landrathe aus der Manteuffelſchen Schule bildet. Doch 
hat Hr. v. Kroſigk, wie wir heute vernommen, ſich dazu verſtehen müſſen, 
dem Landtage den thüringiſchen Gewerbegeſetz Entwurf vorzulegen, der woe⸗ 
nigſtens viel freiſinniger iſt, als das Stein'ſche preußiſche Geſetz in der 
Manteuffel'ſchen Verunſtaltung. Noch mehr! Der Souverain des Herrn 
v. Kroſigk, bekanntlich ſehr den Würzburgern anhängend, hat Preußen um 
ſeine Aushilfe betreffs der Anſchaffung von Zündnadelgewehren bitten 
müſſen, und gereichte es natürlich dem gar nicht würzburgerlich geſinnten 
Landtage heute zur großen Befriedigung, das hierfür eingebrachte Poſtulat 
zu verwilligen. (B. A. 3. 

Koburg, 5. März. [Ernennung.] Die „Koburgiſche Zei⸗ 
tung“ meldet heute in ihrem amtlichen Theile die Ernennung des 
Dr. Tempeltey aus Berlin zum herzoglichen Kabinetsrathe. — In 
derſelben Zeitung wird das gute Einvernehmen gerühmt, welches jetzt 
zwiſchen den preußiſchen Offizieren der gothaer Garniſon und den 
dortigen Bürgern obwaltet. 

Kaſſel, 1. März. [Eine Art Demonſtration] fand vor: 
geſtern im Theater ſtatt. Bei der Stelle im Stücke, wo der neue 
Regent erklärt: „ich gelobe und ſchwöre, ein guter König zu ſein“, 
erhob ſich das überfüllte Haus und brach in ein donnerndes Bravo 
aus. Der Kurfürſt war nicht gegenwärtig, aber die Fürſtin von 
Hanau. (W. 3.) 

Aus Mecklenburg, 4. März. [Mecklenburg und die Bundes 
reform.] Der „Norddeutſche Correſpondent“ iſt in der Lage, mittheilen zu 
können, daß die mecklenburg⸗-ſchwerinſche Regierung ſich in den bisherigen 
die Reform der deutſchen Bundesverfaſſung betreffenden Verhandlungen 
weder für die ſächſiſchen, noch für die preußiſchen Vorſchläge ausge⸗ 
ſprochen, noch auch der ſogenannten identiſchen Note Oeſterreichs ſich an⸗ 
geſchloſſen hat. Dieſelbe hat, da es ſich bisher nur um einen Austauſch von 
Anſichten handelte, ſich nicht veranlaßt ſehen können, nach irgend einer Seite 
hin eine Verwahrung einzulegen. Die Mittheilung des genannten Blattes 
weiſt darauf hin, daß die mecklenburgiſche Regierung die gemachten Vor⸗ 
ſchläge nicht nur als den Grundgeſetzen des deutſchen Bundes entgegenſtehend 
betrachtet, ſondern daß ſie in der Durchführung derſelben auch die Gefahr 
der Lockerung des nationalen Bandes und folgeweiſe der Schwächung Deutſch⸗ 
lands erkennt. Dagegen hat dieſelbe auch bei dieſer Gelegenheit ausdrücklich 
hervorgehoben, daß fie ſtets bereit ſein werde, ſolchen Vorſchlägen, welche die 
organiſche Fortentwickelung der beſtehenden Bundesverfaſſung im Inkereſſe 
der größeren Einbeit Deutſchlands zum Gegenſtande haben würden, feinem 
bisherigen Standpunkte treu, Unterftügung zu gewähren. 


Italien. 

Turin, 27. Febr. [Die revolutionären Comite's!] ſcheinen 
mit großen Plänen umzugehen. Der franzoͤſiſchen „Patrie“ wird aus 
Genua, dem Hauptſitze der ſogenannten Provvedimento⸗Geſellſchaften, 
berichtet, daß dieſe fortfahren, die Anwerbungen in großem Maßſtabe 
zu betreiben. „Die Freiwilligen machen als einfache Reiſende auf 
einem Dampfboote, das den Dienſt zwiſchen Genua und Cagliari ver⸗ 
ſteht, die Ueberfahrt. Von dieſem Hafen begeben ſie ſich auf einem 


das dazu beſtimmt ſei, nächſtens im adriatiſchen Meere zu operiren.“ 
— Die „Donau⸗Zeitung“, eine in dieſem Falle allerdings nicht ganz 
unbefangege Quelle, bringt in ihrer turiner Correſpondenz, zur Cha⸗ 
rakteriſtik dieſer Vereine, ein Programm, das der Graf Ponciani, Praͤ⸗ 
ſident des Verſorge-Ausſchuſſes der Provinz Umbrien, kürzlich der 
„Italia“ mitgetheilt hätte. Es beſteht, dem öͤͤſterreichiſchen Correſpon⸗ 
denten zufolge, mit wenigen Worten in folgenden Sätzen: „In der 
Politik die Republik; in der Geſellſchaft den Socialismus; in der Re 
ligion den Rationalismus.“ (K. Z.) 

Turin, 1. März. [Der Miniſterwechſel in Turin.] Ri⸗ 
caſoli iſt nun definitiv entlaſſen. Seine Stellung war längft erſchüt⸗ 
tert. Schon vor einigen Tagen hatte Farini Conferenzen mit dem 
Kammerpräſidenten Ratazzi, um ein Miniſterium zu bilden. Farini 
verläßt Niemanden, deſſen Glücksſtern nicht im Erbleichen iſt. Sobald 
alſo Farini mit Ratazzi unterhandelte, konnte man den Sturz Ri a⸗ 
ſoli's als gewiß annehmen. Die Blätter ſelbſt erzählen heute, daß der 
Hauptgrund für die Auflöſung des Miniſteriums Zwieſpalt im Rathe 
der Krone ſelbſt geweſen ſei. Man fragt nun, welches denn eigentlich 
der Grund für den Fall des Mannes war, der noch vor Kurzem ein 
Vertrauensvotum des Parlaments erlangt hatte? Sein politiſchen Prin⸗ 
zip war es kaum, denn Ratazzi wird wenig Anderes als er thun. 
Auf der einen Seite um die Freundſchaft des Imperators in Frank⸗ 
reich ſich bewerben, auf der anderen Garibaldi ſchoͤne Worte geben, 
Oeſterreich ſtets drohen, patriotiſche Reden halten und in Neapel füſt⸗ 
liren laſſen, das wird vor wie nach geſchehen. Die Urſache, welche 
den Fall Ricaſoli's herbeiführte, war eine außerparlamentariſche; fie 
zeigt, wie der Conſtitutionalismus im Königreich Italien lange nicht mehr 
das iſt, was er im Königreich Sardinien war. Ricaſoli unterlag den Hof- 
intriguen, den Intriguen im eigenen Cabinette und dem Umſtande, daß 
er kein Piemonteſe iſt. Er iſt, und das müſſen ſelbſt feine Gegner 
geſtehen, ein ſehr ernſter Mann, und obwohl er in politiſchen Sachen 
nicht ſehr wähleriſch iſt und feinen Urſprung aus der Stadt des Mae⸗ 
chiavell bekundet, iſt er doch ſonſt im Privatleben ziemlich ſtrenge, was 
bei unſerem galanten Hofe eben nicht ſehr goutirt wird. Wer es weiß, 
wie viel Covour den Höflingen concediren mußte, wird ſtaunen über 
die kleinen, ſogar verwerflichen Schritte, welche dieſer große Graf zu _ 
machen gezwungen war. Den Höflingen war der rigide Ricaſoli ſeit 
längſt ein Dorn im Dorn im Auge, und der König war froh, wenn 
er mit ihm nicht zu verkehren brauchte. Doch hat Victor Emanuel 
ihm nie offen Widerwillen bezeugt, aber Alles gethan, was zu ſeinem 
Sturze beitragen konnte. 

Die Höflinge fanden diesmal eine Stütze in den verſchiedenen 
Ländern. Wir haben ein toscaniſches Miniſterium, hieß es, denn außer 
Ricaſoli waren noch Peruzzi und Baſtoggi, ſowie der Generalfekretär 
Branchi aus Toscana, und fo ſehr iſt noch der Munieipalismus in 
dem einheitlichen Italien vorherrſchend, daß dies genügt, das Miniſte⸗ 
rium zu diskreditiren. Es hatte von nun an nicht nur die Altpiemon⸗ 


teſen, es hatte auch die Romagnolen und Neapolitaner zu Gegnern. 
Farini war in jeder Beziehung gewiſſermaßen Ricaſoli's Wächter, und 
keiner, auch nicht der geringfügigſte Umſtand, der zu ſeinem Nachtheile 
ſprach, blieb im Palafte des Königs und in den Tuilerien Geheimniß. 

Da kam nun die Frage wegen des Ausrüſtungscomite's. Rica⸗ 
ſoli ließ ſich verleiten zu weit links zu gehen, und die Majorität ſpal⸗ 
tete ſich. In den Tuilerien aber fand man Ricaſoli's Rede ſehr ta⸗ 
delnswerth, und nun hatte mit einemmale ſich auch das Miniſte⸗ 
rium zerriſſen. Die toscaniſche Partei fand die andern Miniſter, an 
deren Spitze Farini ſtand, ſich gegenüber. Das Miniſterium war un⸗ 
moglich geworden. : 

Farini machte hier wieder den Unterhändler zwiſchen dem Hof 
und Ratazzi. Der Erſtere würde am liebſten ein Miniſterium Fa⸗ 
rini haben, wenn man dies wagen könnte. Vor der Hand hoffte man 
aber bloß ein Miniſterium, in dem Farini eine Hauptrolle ſpielen 
ſollte. Ratazzi war ſchlau genug, die Bildung eines Miniſteriums 
anzunehmen; er ließ Anfangs Farini die Hoffnung, ein Mitglied des 
Cabinets zu werden, aber kaum war die Demiſſion Ricaſoli's ange⸗ 
nommen und aus Paris die Nachricht eingetroffen, Ratazzi ſei in den 
Tuilerien eine persona grata, als dieſer Schwierigkeiten zu machen 
begann. Er will nur ſeine Freunde haben, will weder von Farini 
noch von Minghetti etwas wiſſen. So ſtehen die Dinge. Aber mit 
dem Fall des Miniſteriums iſt die Sache nicht abgethan, die Auflöſung 
der Kammer wird nachfolgen. Ratazzi hat keine Majorität, und Fa⸗ 
rini wird wohl dafür ſorgen, daß ſich keine ihm günſtige Majorität 
bilde. Die Kammerauflöſung läßt ſich mit Gewißheit vorausfagen, 
welche Elemente aber ſich dann in die Wahlen miſchen werden, iſt 
eine Frage, von deren Beantwortung die Zukunft Italiens, vielleicht 
die Ruhe Europa's abhängt. (Oeſterr. Ztg.) 

ch weiz. 

Baſel, 3. März. Große Aufregung in dem elſäſſiſchen Thann 
wegen der unmotivirten Verhaftung des Chemikers Scheurer Schwa⸗ 
gers des Oberſten Charras. Die Gensdarmen hatten vorerſt genaue 
Hausſuchung gehalten, aber nichts gefunden, und dann um weitere 
Verhaltungsmaßregeln nach Paris telegraphirt, von wo ſodann der 
Befehl kam, den jungen Mann zu verhaften und nach der Feſtung 
Belfort zu führen, was auch geſchah. Gegen 3000 Perſonen gaben 
bei der Gattin des Inhaftirten ihre Beileidskarten ab; zwei Pompiers⸗ 
Ofſiziere gaben ihre Entlaſſung, empört, wie fie in ihrem Entlafjungs- 
Begehren bemerkten, über dieſe „Infamie“. Die Stimmung bei unſern 
Nachbarn ſcheint ſehr antinapoleoniſch zu werden. 

Frankreich. 

Paris, 4. März. [Zur Situation.] Wir feiern den Mardi 
gras auf einer Pulvertonne. Die Polizei ſoll eine Lifte von 1200 bis 
1500 Perſonen haben, die zu den geheimen Geſellſchaften gehören oder 
ſonſt gefährlich ſind. Die Polizei iſt, wenn dieſe Angabe richtig iſt, 
offenbar ſehr beſcheiden oder ſehr wähleriſch. Denn wenn alle Dieje- 
nigen als gefährlich betrachtet werden dürfen, die dem Bonapartismus 
feindlich geſinnt find, fo könnte die Polizei die Ziffern ihrer Liſten leicht 
verhundertfachen. Verhaftungen ſind in Menge vorgenommen worden, 
verſchiedene Perſonen wurden ſofort wieder entlaſſen, etwa 50 oder 60 
werden in den Gefängniſſen ſein. Ein alter Frondeur, den ſchon unter 
Louis Philipp die Polizei zu greifen pflegte, gerieth auch bei dieſer 
Veranlaſſung in die Falle, kam aber vielleicht durch die Gunſt alter 
Bekanntſchaften ſchnell wieder frei. Er verſichert mich, zwei Stunden 
Haft unter dem Empire ſeien grauſamer, als einige Monate unter dem 
Paraplui, wie der graue Revolutionär das Scepter der Orleans nennt. 
Die Sache ſah faſt ernſthaft aus; ſeitdem ſo Viele wieder entlaſſen 
ſind, ſcheint es weniger bedenklich zu werden. Viele bezweifeln das 
Complot ganz, ſie glauben, es ſei nur Etwas angezettelt worden, um 
den geſetzgebenden Körper zu ſchrecken. Die Erklärung iſt plauſibel, 
denn wenn die Autorität durch Complote bedroht iſt, dann zwingt der 
Patriotismus die Legislative, auf alle conſtitutionellen Velleitäten Ver⸗ 
zicht zu leiſten und die Ordnung zu ſtützen. Gleichwohl hat die Do: 
tation Montauban keine Ausſicht bewilligt zu werden, und der Kaiſer 
wird, wie alle verſichern und die Börfe hofft, einen Schritt entgegen- 
ommen. Die Börfe hält den Kopf höher, als ihr unter ſolchen Um: 
ftänden zuzumuthen wäre. Die Executionen einiger Hauſſiers drückten 
heute allerdings, allein es darf nicht vergeſſen werden, daß der Faſchings⸗ 
Dinstag kein Tag für Börſengeſchäfte iſt. Viele Beſucher fehlten, 
wenngleich nicht Alle aus gleichen Beweggründen. Ein großer Spe⸗ 
eulant mit 800,000 Fr. Verbindlichkeiten, deren Regulirung heute ges 
wärtigt wurde, fehlte z. B. aus ganz andern Motiven als die meiſten 
andern, die ſich heute vermiſſen ließen. (B.- u. H. ⸗Z.) 

Paris, 4. März. [Die Rede Billaults.] Der Senat nahm geſtern 
mit 126 gegen 6 Stimmen die ſo viel und lange angefochtene Antworts⸗ 
Adreſſe elnſchließlich des Paragraphen über Rom, fo wie die Regierung ihn 

aben wollte, an. Um dieſen Paragraphen durchzubringen, hielt Miniſter 
Billault eine ſehr lange und breite Rede, der man in jeder Zeile die Abſicht 
anmerlt, daß es bloß auf die Mundgerechtmachung des angefochtenen Satzes 
eſehen iſt. Billault gab ſich Mühe, die von aller Welt und von allen 
arteien Frankreichs verurtheilte Politik der Regierung zu vertheidigen, er 
ewegte ſich dabei im Ganzen jedoch in den Schlangenwindungen des blu⸗ 
Binteichen. ideenarmen Schönredners Lagueronniere, nur daß er ſtatt des 
lüthenſtaubes, den dieſer fo reichlich den Nut een in die Augen zu ſtreuen 
fu t, etwas mehr Logik verbrauchte, und ſtatt jener Allerweltsgerechtigkeit, 
le keinem wirklich gerecht wird, in feine Beurtheilung der Standpunkte 


einigermaßen Licht und Schatten zu bringen ſuchte. Der Miniſter Billault 


egann als gewandter Sachwalter mit einigen Complimenten, worin er den 
Senatoren als „Staatsmännern“ feine Re erenz machte. Sodann bemerkte 
er, daß die Großmächte bei der jetzigen Stimmung der Geiſter und gegen⸗ 
über den widerſtreitenden Gefühlen und Parteibeſtrebungen jede Verhand⸗ 
ung über Rom als unfruchtbar, die Anwendung von Gewalt als unthunlich 
erkannt hätten. Die Abfichten der franzöſiſchen Regierung ſeien draußen 
ehr verkannt und verläſtert worden, denn ſie jei lch ſtets treu in dem 
5 eben geblieben, Italiens Unabhängigkeit und Würde des Papſtes zu 
ereinigen. Der Kalſer habe dem Papſte Wort gr er habe ihm 15 
bot er möge in aller Sicherheit in Rom die Kriſis abwarten, Frankreich 
Rant ſeine Hand ihm nicht entziehen. Dies habe der Kaiſer gehalten, die 
den! iche Fahne ſchütze den Papſt. Zwei katholiſche Mächte hätten hierauf 
em Kaiſer angezeigt, ſie hielten ein Einvernehmen, um gemeinſam die 
Frage zu entſcheiden, für möglich. Der Miniſter hielt hierauf Oeſterreich 
eine Lobrede: „Daſſelbe zeigt in ſeinen Beziehungen zu uns eine vollkom⸗ 
mene Aufrichtigkeit.“ Was ein „wahnwitziger Ausländer“ ſchrieb — der 
ee des „Giornale di Verona“ iſt ein geborner Italiener — hat 
mit Oeſterreichs Anſichten nichts gemein! Die beiden katholiſchen Mächte 
machten wirklich einen Vorſchlag, aber Frankreich konnte ſeine Prinzipien 
* Intereſſen doch nicht wohl aufgeben, und ohnehin hätte ein Congreß 
e Herbeiziehung auch der nichtkatholiſchen Mächte erfordert. Das war die 
erſte Periode. Die zweite begann mit der Anerkennung Italiens. Dieſe 
de olgte gewichtiger Intereſſen wegen, die Frankreich zu dieſem Schritte trie⸗ 
en; aber die römiſche Frage ward dabei vollſtändig vorbehalten. Die Ste 
Periode bildete Italiens Bemühung, eine Vereinbarung mit Rom anzubah⸗ 
nen. Dies die Vergangenheit. Die Gegenwart zeigt in Nom eine ſtill⸗ 
chweigende aber bedeutende Kundgebung, die erſt vor wenigen Tagen ſtatt 
tte, und folgenreich werden kann: fie zeigt in Italien Gährung und das 
übhlen ſubverſiwer Kräfte. Billault läßt nun eine in Proſa umgeſchriebene 
agueronnisreſche Schilderung Italiens folgen, wobei natürlich die talie⸗ 
une Armee zwar tapfer, aber zu nichts zu gebrauchen iſt, und wobei den 
gar abnſinnigen d. h. Garibaldi u. ſ. w. zugerufen wird: „Sie vergeflen, 
des ſie nichts konnten und nichts können, es ſei denn unter ben Schwingen 
al ſranzöſiſchen Adler.“ Der Miniſter will alſo ein Uebriges thun, Italien 
eu geholfen werden, aber der turiner Hof foll in dieſer heikeln Frage, wo 
Frust gegen den heiligen Vater nötbig iſt, nicht den Anfang machen. 
kreich hat daher Rom erklärt: die Sache kann jo nicht mehr fortgehen, die 
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ge Gefahren gegen die päpſtliche Regierung rücken heran, was wollen 
ie, das wir thun ſollen?“ Darauf hat Rom mit einer unbedingten Ab⸗ 
lehnung geantwortet. Alſo hier Ablehnung, dort aber eine Regierung, die 
ihrem Parlamente das Wort verpfändet hat, der Nation Rom zur Haupt⸗ 
ſtadt zu geben. „Was thun? Drei Auswege lagen vor. Gewaltſame 
Reaction zur Zurückerſtattung aller dem heiligen Stuhle entriſſenen Gebiets⸗ 
theile; Räumung Roms und Ueberlieferuag des Papſtthumes an alle aus 
einer ſolchen Kriſis erwachſenden Gefahren; ausdauerndes Zuwarten, um 
ich weder von blindem Widerſtande, noch von maßloſen Ansprüchen erſchrel⸗ 
en, ſondern mit politiſchem Blicke, mit Hilfe der Zeit und Fürſehung eine 
Lage abzuwarten, die einſt ohne Zweifel kommen wird.“ Den Senatoren 
war das Zuwarten, das der Prinz Napoleon als das Allerſchlimmſte be⸗ 
zeichnet, ſo aus der Seele geſprochen, daß Beifall das Haus erfüllte. Der 
Miniſter ſuchte nun zu zeigen, daß eine blinde Reaction gefährlich, eine Räu⸗ 
mung Roms ein Aufgeben unſerer Prineipien, eine Verleugnung der Ver⸗ 
gangenheit und Herbeiführung von Ereigniſſen wäre, die Europa zu einer 
bewaffneten Intervention in Italien veranlaſſen könnten.“ Nachdem der 
Miniſter nun noch einmal erklärt, daß nicht der Prinz Napoleon, ſondern 
er bier, Billault, die Regierungspolitik vertrete, fährt er fort, er brauche 
wohl nicht alle Antecedentien aufzuführen, um zu beweiſen, daß die Politik 
des Kaiſers und die des Prinzen nichts mit einander gemein hätten.“ So 
habe der Prinz behauptet, der Kaiſer hätte ſtets die italieniſche Einheit im 
Sinne gehabt; aber wenn der Kaiſer auch nicht zerſtören laſſen wolle, was 
in Italien für die Einheit geſchehen ſei, ſo habe er doch dieſe Einheit 
nicht ſo gewollt, „wie etliche Geiſter ſie jetzt verſtehen, er habe nur Ita⸗ 
liens Befreiung gewollt, er habe einen italieniſchen Bund unter dem Bun⸗ 
despräſidium des heiligen Vaters gewollt.“ Der Miniſter ging hierauf zu 
der Taktik der römiſchen Curie über. Von Anbeginn der Bewegung an 
ließ Rom vollſtändig die Hände im Schooße ruhen, etwas ſpäter ſuchte es 
eine gewiſſe Aufregung in den Gemüthern auszuſtreuen, alsdann wünſchte 
der heilige Vater ſich durch ſeine eigenen Streitkräfte zu ſchützen, die mit 
den italieniſchen Truppen, mit Truppen, die ſo eben erſt vor der Revolution 
Reißaus genommen, verſchmolzen wurden; endlich wollte er ſich mit Hebel 
Armee ſchützen, aber die dar lehrte, daß Hr. v. Rayneval die Wahrheit 
geſagt, als er das Ende ſolcher Verſuche vorher verkündigte. Im September 
1860 hatte der Papſt ein Encyclicum, worin er die bewaffnete Intervention 
der Mächte anrief, erlaſſen; als dieſer Ruf ungehört verhallte, reſignirte er 
und wartete zu. Zuwarten iſt in geiſtlichen le gut; die Religon kann 
warten, jie it ewig; aber Zuwarten iſt in weltlichen Angelegenheiten ein 
ſchlechtes Ding, es iſt eine große Thorheit, weil es in dieſen Din en nichts 
Unveränderliches giebt; was weltlich iſt, muß ſich auch durch Mittel von 
dieſer Welt vertheidigen.“ Aus dieſer Lage zieht der Miniſter nun den 
kühnen Schluß: „Wir können nicht auf die Hoffnung verzichten, die päpſt⸗ 
liche Regierung nachgeben zu ſehen.“ Noch mehr: „Unterhalb der erhabe⸗ 
nen Region, wo der heilige Valer ſich befindet, beginnt die Region der welt⸗ 
lichen Regierung, eine Region, in deren Mitte ſich eine Regierung befindet, 
die keine Sympathie für Frankreich hegt. Unſer Einfluß bedarf der Stär⸗ 
kung. Die Berichte aller unſerer Geſandten zeigen uns dies unterirdiſche 
Rom, ſeine Winkelzüge, ſeine Verlegenheiten, ſo wie die Schwierigkeiten, auf 
die wir ſtoßen.“ Nun folgt eine Parallele und Ergänzung zu den diploma⸗ 
tiſchen Aktenſtücken des Prinzen Napoleon, um zu zeigen, daß ſchon 1849, 
wie 1851 und noch immer „die römiſche Camarilla gegen Frankreich nicht 
wohl geſinnt war.“ Der Fans Vater ſteht zwar über dieſen Regionen, 
ihr „böſer Wille“ wirkt jedoch auf ihn ein. Hieraus nun zog der Miniſter 
den Schluß: „Man darf in Rom nicht ſagen können, daß die großen Staats: 
körper in Frankreich getheilter Anſicht ſind, das wäre gefährlich und führte 
zur Fortſetzung des Status quo. Denn der Status quo iſt ſo bequem und 
leicht; es iſt ſo ſüß, zu ruhen, ſelbſt inmitten der a wenn Jemand 
neben uns Wache hält. Auf alle Gefahr hin, noch mehr Undank zu ernten 
und zu bewahrheiten, was Rayneval ſchon im Sabre 1849 ſchrieb: „Wir 
vergießen unſer Blut hier und haben keinen Dank dafür!“ will Frankreich 
rk nicht glauben, was ſchon am 20. Dezember 1832 Sainte⸗Aulaire als 
Aeußerung des Kardinals Bernetti, des damaligen dirigirenden Miniſters 
in Rom, verzeichnete: „Die Säculariſation iſt unvermeidlich; ſie kommt 
etwas früher oder fpäter, doch freiwillig wird der Papſt ſich niemals zu 
einer Maßregel verſtehen, die für die Cardinäle Ruin und Demüthigung 
wäre. Der Papſt wird, ehe er ſich zu einem ſolchen Beweiſe von Schwäche 
bekennt, es vorziehen, ſich immerwährend dagegen zu ſperren.“ Und der 
Kaiſer? Er will warten, bis die Thatſachen auf die Vernunft reagiren, er 
will „durch Ruhe und Weisheit“ Rom beſiegen, er will mit feſter Hand die 
Fahne der Verſöhnung tragen, er will Geduld haben. Der Miniſter be⸗ 
chwor die Senatoren noch einmal, den Paragraphen, der ja nichts Unehr⸗ 
erbietiges enthalte, zu votiren. Dieſes Votum werde auf die weltlichen 
Schwierigkeiten weſentlich einwirken. (K. 3) 


Groſ brit an nien. 
London, 4. März. Der Herzog von Brabant iſt, vom Gra— 
fen Lannoy begleitet, zum Beſuch der königlichen Familie in Osborne 


angekommen. 

Unterhaus: Beantwortung von Interpellationen. — Mili⸗ 
tär⸗ Angelegenheiten und a wage In der geſtrigen Sitzung 
des Unterhauſes fragte Herr D. Griffith, was für Berichte die Regierung 
erhalten habe über die am S. Paulsfeſte in Malta am 9. und 10. Februar 
ſtattgefundenen Skandalſcenen, indem die Wohnungen und Perſonen des 
italieniſchen Conſuls Signor Fabrizzis und anderer italieniſcher Gentlemen. 
von bourboniſtiſchen Flüchtlingen aus Neapel und Sizilien angefallen und 
gröblich beſchimpft worden ſein ſollen. Herr Layard, Unterſtaats⸗Sekretär 
des Auswärtigen, antwortete, daß die italieniſche Regierung wegen jener Vor: 
fälle ſich beim engliſchen Cabinet beklagt habe. Es ſei eine Unterſuchung 
angeſtellt und das Ergebniß derſelben noch nicht bekannt. aan n der werde 
alles Erforderliche geſchehen, um eine Wiederholung des Unfugs zu verhüten. 
— Auf eine andere Frage des Herrn Griffith's, die den Capitän des „Sum⸗ 
ter“ betraf, erwiderte Herr Layard, daß ein Dffisier des Dampfers „Sum⸗ 
ter“, Namens Myers, und Herr Tonſel, ehemaliger Conſul der Vereinigten 
Staaten in Cadix, auf einer Fahrt, die ſie an Bord eines franzöſiſchen 
Kauffahrteiſchiffes nach Cadix und anderen Hafenplätzen gemacht, in Tanger 
gelandet ſeien. Hier habe ſie der amerikaniſche Conſul verhaften laſſen. Er 
wüßte nicht, daß auf die marolkaniſche Regierung ein Druck geübt worden 
ſei, denn nach den Geſetzen Marokko's habe ein Conſul das Recht, Untertha⸗ 
nen der von ihm vertretenen Macht verhaften iR laſſen. Ihrer Majeftät 
in ec habe ſeitdem erfahren, daß Herr Tonſel und Herr Myers wieder 
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in Freiheit geſetzt worden ſeien. — Auf eine Anfrage des Herrn Kinnaird 
theilte Lord Palmerſton dem Hauſe mit, daß laut einem ohne Zweifel 
authentiſchen Bericht, der Ihrer Majeſtät Regierung e Baron 
Ricaſoli in Turin feine Entlaſſung eingereicht, daß der König dieſe Entlaf- 
ſung angenommen und den Signor Ratazzi mit der Bildung eines Cabinets 
beauſtragt habe. — An der We un wäre dann die Comite⸗Berathung 
der Armee⸗Veranſchlagungen. Auf Anlaß dieſer Motion erhob ſich Herr 
Henty Baillie mit der Beſchwerde, daß in der Ablöſung der in Indien und 
den Colonien dienenden Truppen weder Syſtem noch Methode ſei. Es 
ſollten mindeſtens 112,000 Mann immer daheim liegen, aber es ſeien in der 
Regel nur 90,000 Mann zu Haufe. Die Folge fei, daß manche Regimenter 
eine unbillig lange Dienftzeit im tropiihen Klima auszuhalten hätten. Sir 
Charles Wood bemerkte darauf, die Regierung ſuche die Dienſtzeit im tro⸗ 
piſchen Klima ſo ſehr als möglich abzufürzen, allein außerordentliche Um: 
ſtände 7 0 0 ſie oft, von diesem Prinzip abzugehen, ſo wie denn unlängſt 
die militäriſche Unterſtützung Canada's und Neuſeelands einen großen Theil 
der heimiſchen Truppenmacht unerwartet in Anſpruch genommen. Sir H. 
Willougbby beantragte die Reſolution, daß nach der Meinung des Hauſes 
alle zur Anwerbung, ae u. ſ. w. der Offiziere und Soldaten für den 
indiſchen Dienſt erforderlichen Gelder vom Hauſe in Form eines beſonderen 
Voranſchlages bewilligt und ſpäter von der indiſchen Regierung in die briti⸗ 
ſche Staatskaſſe zurückgezahlt werden ſollten. Die 1105 Praxis ſei mit 
großen Nachtheilen für den Steuerpflichtigen ſowohl in Großbritannien wie 
in Indien verbunden. Sir G. C. Lewis giebt der jetzt beſtehenden Praxis 
entſchieden den Vorzug. Die ganze dur Beſteuerung des Vereinigten 
Königreich zu beſtreitende Ausgabe erſcheine in den Subſidien, und die von 
der indiſchen Regierung zu machenden, ückzahlungen würden bis ins Ein⸗ 
en veranſchlagt, und es konne ſich über den Betrag nie ein Streit zwi⸗ 
chen dem Hauſe und der indiſchen Regierung ergeben. Der Kanzler der 
Schatzkammer erklärte noch, daß die heimiſche Regierung nicht 750 wie 
früher, große Vorſchüſſe auf Rechnung Indiens machen werde, worauf der 
Reſolutions⸗Antrag Sir H. Willoughbys mit 132 gegen 55 verworfen wurde. 
— General Peel machte auf die mangelhafte Conkrole des Hauſes über die 
Armee⸗ und Flotten⸗Ausgabe aufmerkſam, indem nach der ſetzigen Art, die 
Subſidien zu bewilligen, das für einen Zweck votirte Geld ſehr leicht für 
einen andern, dem Hauſe nichts weniger als angemeſſen ſcheinenden verwen⸗ 
det werden könne. Herr Williams findet die Armee⸗ und Flotten⸗Ausgabe 
im Allgemeinen zu hoch und dringt darauf, daß die Colonien die Koſten ihrer 
Vertheidigung ſelbſt tragen ſollten. Hierauf ging das Haus ins Subſidien⸗ 
Comite und Sir G. Cornewall Lewis legte das Armee⸗Budget für das Fi 
nanzjahr 1862—63 vor. Indem er die Koſtſpieligkeit der britiſchen Landmacht 


in jetziger Zeit beleuchtet und erklärt, bemerkt er, daß die Ausgabe für die 
Armee auf 15,302,870, Pfd. und mit der Miliz auf 16,250,000 Pfd. berech⸗ 
net worden. Es ſei dies der höchſte Ausgabepoſten im gene Budget Eng’ 
lands. Die Staatseinnahme im Ganzen betrage 70 Mill. Pfd. Ziehe man 
davon 26 Mill. auf Zinſen der Staatsſchuld und 16 Mill. für die Armee 
ab, ſo blieben für alle andern Zweige des Staatsdienſtes nur 27 Millionen 
übrig. Im erſten Jahre der franzöſiſchen Revolution, im Jahre 1789, hatte 
England nicht mehr als 43,395 Soldaten, und dieſe Armee koſtete nur 
2,981,000 Pfd. Er ſchildert hierauf, wie durch die europäiſchen Verhältniſſe 
vo. Budget allmählich angewachſen. Im Jahre 1819 betrug das Budget 
auf dem Friedensfuß etwas über 10 Mill. Pfd. Auf dieſer mäßigen Höhe 
erhielt es ſich bis 1852-53, wo es über 9 Mill. betrug. Den Hauptanſtoß 
u Vergrößerung und Vervollkommnung des Heerweſens gaben die bittern 
zehren des Krimfeldzuges und die Rückſicht auf die Veränderung in den po⸗ 
litiſchen Inſtitutionen Frankreichs und auf die Wirkung, welche das Wieder⸗ 
aufleben der imperialiſtiſchen Ideen, ungeachtet der perſönlichen Friedensliebe 
des Kaiſers, auf den franzöſiſchen Volksgeiſt haben mußte. Seit dem ruſ⸗ 
ſiſchen Kriege nun habe ſich das Militär⸗ ubget um 5 Mill. vergrößert; 
von dieſer Summe kommen 3% Mill. auf die 2 der Armee um 
25,000 Mann und 114 Mill. auf die Verbeſſerung ihrer Waffen, ſowie ihrer 
phyſiſchen und moraliſchen Lage. Der Effectivitand zähle nun 227,151 Mann. 
Davon ſtehen im vereinigten Königreich 89,238, in Europa 9008, in Afien 
8185, in Afrika 9332, in Amerika 24,389, in Auſtralien 12,034, in Neuſee⸗ 
land 3965 und in Indien 75,000 Mann. Der Redner weiſt ſodann nach, 
daß das Budget der Armee nicht die Anforderungen des Landes überſteige, 
und daß es gewiſſe indiſche Rückzahlungen in Betracht gezogen, nur 14 Mill. 
betrage, alſo um 636,000 Pfd. weniger, als das Budget des vorigen Suan 
jahres. Für die Bedürfniſſe des Freiwilligen⸗Corps ſei die mäßige Summe 
von 211,004 Pfd. angeſetzt. — Es werden dann mehrere Poſten bewilligt 
und mehrere Amendements auf Reduktion derſelben mit groben Majoritäten 
— z. B. mit 139 gegen 11 und 115 gegen 65 — abgelehnt. Das Haus 
vertagte ſich erſt um 1 Uhr Morgens. R 
Amerika. 

Mexico, 15. Januar. [Der preußiſche Geſandte.] Da es gewiß 
ſchien, daß die Regierung die Abſicht habe, die Steuer von 2 pCt. auf Ca⸗ 
pital ſowohl von Fremden wie von Mexicanern einzutreiben, ſo richtete der 
preußiſche Geſandte, Herr v. Wagner, am 2. d. M. eine Note an den Ge⸗ 
neral Doblado, in welcher er an die ſtets von den Fremden beobachtete ſtrenge 
Neutralität erinneet und dann fortfährt: „Indem man gegenwärtig eine 
übermäßig hohe Steuer von ihnen verlangt, deren Ertrag dazu beſtimmt ſein 
ſoll, die Koſten des Krieges gegen die fremden Mächte zu beſtreiten, drängt 
man fie offenbar aus dieſer Neutralität heraus. Aber noch mehr, wenn man 
dieſe ſelbe Steuer von den Unterthanen der feindlichen Mächte oder der 
Mächte verlangt, welche auf dem Punkte ſtehen, es zu werden, würde man 
es an Edelmuth fehlen laſſen und gegen die Gebote der Gaſtlichkeit verſto⸗ 
ßen, indem man ſie zwänge, zu den Koſten eines Krieges gegen ihr eigenes 
Vaterland beizutragen. Eine ſolche Ungebeuerlichteit würde, davon bin ich 
überzeugt, dem Ehrgefühl und Billigkeitsgefühl der mexicaniſchen Nation 
widerſtreiten.“ Es wird ſodann auf die Geſetzwidrigkeit der Steuer hinge⸗ 
wieſen und hervorgehoben, wie die Zahlung dieſer Contribution mehr als 
ein Drittel aller in Umlauf befindlichen Specie verſchlingen und ſo den Han⸗ 
del vernichten würde. Schließlich macht Herr v. Wagner den Präſidenten, 
die Mitglieder des Cabinets und alle öffentlichen Beamten in ihrer Perſon 
und mit ihrem Eigenthum verantwortlich. Sennor Doblado ſuchte in ſeiner 
Antwort den Beweis zu führen, daß die Steuer keineswegs zu Kriegszwecken 
auferlegt ſei, ſprach jedem fremden Geſandten das Recht ab, ſich in derartige 
Dinge zu miſchen, bemerkte, daß, wenn es einem Fremden in Mexico nicht 
gefalle, es ihm ja freiſtehe, das Land zu verlaſſen, und ſchloß mit der Er⸗ 
klärung, daß er die Steuer auf jede Gefahr hin eintreiben werde. Dieſe 
trotzige Antwort veranlaßte Herrn v. Wagner zu einer zweiten vortreſſlichen 
Note, in welcher er aus Doblado's eigenen Argumenten nachweiſt, daß die 
Steuer allerdings zu Kriegszwecken erhoben werde, und dann bemerkt: „Trotz⸗ 
dem beharrt die Regierung dabei, dieſe Kriegs⸗Contribution als eine allge⸗ 
gemeine und gewöhnliche Steuer zu betrachten, welche die Fremden eben ſo⸗ 
wohl zu bezahlen verpflichtet ſeien, wie die Mexicaner, und daß fie kein an⸗ 
deres Mittel hätten, ſich dieſer Verpflichtung zu entziehen, als ein Land zu 
verlaſſen, deſſen Geſetzen fie ſich nicht unterwerfen wollen. Ew. Excellenz 
wird mir die Bemerkung erlauben, daß die in Mexico lebenden Fremden 
das Recht haben, dort bis zum Ablauf der mit ihren betreffenden Regierun⸗ 
gen abgeſchloſſenen Verträge zu bleiben, und daß ſie im Falle eines Krieges 
noch ein Jahr bleiben lönnen, um ihre Geſchäfte zu liquidiren.“ So ſteht 
die Sache gegenwärtig; aber ich zweifle nicht daran, daß die Steuer erhoben 
werden wird. Wir ſchulden dem Herrn v. Wagner unſeren beſten Dank für 
die Energie, mit der er für unſere Rechte in die Schranken getreten iſt. 

(Times.) 

— — — 

Provinzial - Zeitung. 
Breslau, 7. März. [Tagesberict.] 

=bb= [Univerf ane Laut Anſchlag auf dem ſchwarzen Brett war 
auf heute Nachmittag eine Verſammlung der katholiſchen Studenten 
angeſagt, behufs einer Adreſſe an die bonner Studenten, in Betreff der 
Paritätsfrage. Die Verſammlung war zahlreich beſucht, und, nachdem die 
veranlaſſenden Thatſachen gewiſſenhaft geprüft, wurde einftimmig beſchloſſen, 
der bonner katholiſchen Studentenſchaft für ihre Entſchiedenheit und Energie 
ein Zuſtimmungsſchreiben zu überſenden. Die Anfertigung deſſelben wurde 
einer Commiſſion überwieſen, die aus einem Mitgliede jeder Fakultät und 
dem Präſidenten der Verſammlung beſtezt. 5 . 

L Eine Petition, von einer Anzahl evangeliſcher Geiſtlichen aus der 
Provinz Poſen ausgehend, erklärt ſich gegen den vom Licentiat und Abg. 
Krauſe (Aedacteur der Zeitſchrift für „Evangeliſche Kirchengemeinſchaft“) 
beim Abgeordnetenhauſe eingebrachten Antrag auf Beantragung oder Be⸗ 
fürwortung einer Allgemeinen evangel. Landesſynode. Die qu. 
Petition, welche ſo eben an den Ort ihrer Beſtimmung abgegangen, ſieht in 
der Gewährung jenes Antrages ſeitens des Abgeordnetenhauſes einen Ein⸗ 
griff in die Rechte und die Selbſtändigkeit der ge Kirche in Preußen. 

Den unbeſoldeten Aſſeſſoren des hieſigen tadtgerichts hat der 

Juſtizminiſter für das verfloſſene Jahr eine Gratification von 1000 Thalern 
1 Dieſe Summe kam in der Art zur Vertheilung, daß 5 Aſſeſſoren 
je 80 Thlr. und 12 Aſſeſſoren je 50 Thlr. erhielten. — Bezüglich der Ein⸗ 
tragungen in die Handelsregiſter hat der Miniſter eine beſondere Inſtruction 
erlaſſen. Danach ſoll die Veröffentlichun 8 der Eintragungen der inner: 
halb der Zmonatlichen Friſt, vom 1. März 1862 an gerechnet, angemeldeten 
älteren Firmen und Handelsgeſellſchaften und derjenigen innerhalb dieſer 
Zeit angemeldeten Procuren, welche von den Inhabern ſolcher Firmen und 
von ſolchen Handelsgeſellſchaften ertheilt find, ausgeſetzt bleiben, bis jene 
Friſt verſtrichen iſt. Die Veröffentlichung erfolgt alsdann mittelſt einer ein⸗ 
maligen, ſämmtliche Eintragungen umfaſſenden Einrückung in den Anzeiger 
des Regierungs⸗Amtsblattes. Eine Ausnahme tritt ein, wenn bei der Firma, 
Handelsgeſellſchaft oder Procura eine neue Eintragung nothwendig ges 
worden iſt; in dieſem pe muß die Veröffentlichung der alten und neuen 
Eintragung nach den allgemeinen Regeln geſchehen. Näheres über die ganze, 
vorzugsweiſe den Kaufmannsſtand intereſſirende Prozedur enthält Nr. 53 des 
Juſtiz⸗Miniſterialblattes v. J. 
Die Neuwahl des Abgeordneten für den breslauer und 
neumarkter Kreis iſt, einer Bekanntmachung des königl. Wahlcommiſſars, 
Herrn Landraths Freiherrn v. Ende, zufolge, auf Freitag den 
14. März, Mittags 124 Uhr, im Bahnhof⸗Saale zu Kanth feſt⸗ 
geſetzt worden. 3 

N= So zweckmäßig ſich die Briefkaſten für den bequemen Schrift⸗ 
verlehr erwieſen haben, fo iſt doch an einzelnen durch die Berührung mit 
den verſchiedenen Couvert⸗Formaten die glacirte Leinwand⸗Verhüllung etwas 
defekt und ein Brief nicht leicht hineinzulegen, da die Weichheit der Lein⸗ 
wand keinen Widerſtand leiſtet. Beiſpielsweiſe iſt dies an dem Kaſten der 
Ecke Schmiedebrücke und Urſulinerſtraße der Fall. Die Ober⸗Poſt⸗Direktion 
mag in dieſem Hinweis nur die Bitte angedeutet finden, die kleinen Uebel⸗ 
ſtände zu beheben. l : 

3 Heute Nachmittag in der zweiten Stunde trat ein anftändig gelleide⸗ 
tes junges Mädchen faſt ſchuchtern und verlegen in einen Schuhmacherkeller 
auf dem Ringe ein und ließ ſich 3 Paar Schuhe anprobiren, ohne 
deren indeß zu kaufen. Beim Fortgehen bemerkte aber die Verkäuferin, daß 
das Mädchen ein Paar Schuhe dei Seite gebracht hatte und ſie eben im 
Muff verbergen wollte. Sie rief einen Gendarmen herbei, welcher die ju⸗ 
hab. ce Diebin verhaftete, was unter heſßen Thränen von ihrer Seite ge⸗ 
chah. Der ganze Vorfall, welcher bald ein zahlreiches Publikum Perso 
machte viel Auffehen. — Einer hieſigen hochgeſtellten militäriſchen Perſon⸗ 
lichleit wurde vor einigen Tagen eine Parade⸗Schabracke im Werthe von 
210 Thlr. nebſt mehrerem andern Reitzeug entwendet. Der Verdacht fiel auf 
einen Reittnecht, der damit zu thun gehabt hatte, und beſtärkte ſich dermaßen, 
daß ſeine Verhaftung stattfand. Die Schabracke iſt mit Gold und Silber 


ſchwer und echt . und deshalb von dem bereits angegebenen hohen 

erthe. Der Reitknecht will mit derſelben beim Reinigen verunglückt ſein 
und ſie deshalb, um ſie ſpurlos bei Seite zu leon he verbrannt haben. Es 
fanden ſich in der That Spuren des verbrannten Gegenſtandes im Ofen vor, 
aber nicht von dem vermißten Gold und Silber, was wahrſcheinlich ſchon 
irgendwo von dem Diebe verwerthet worden iſt. 

HI. Reinerz, 5. März. Vorige Woche feierte der biefige katholi⸗ 
ſche Geſellenverein im Saale des Gaſthofes zur goldenen Krone fein 
viertes Stiftungsfeſt. Der Saal war ganz voll. Alle Vorträge und Vor⸗ 
ſtellungen wurden mit dem größten Beifall aufgenommen. Aus freiwilligen 
Eintrittsgeldern wurde eine Einnahme von 29 Thlr. 4 Sgr. 4 Pf. erzielt. 


Oels, 6. März. [Zur Tageschronik.] Bei der den 5. und 6. 
d. M. am hieſigen Gymnaſium abgehaltenen Abikurienteu⸗Prüfung erhielten 
ſämmtliche Abiturienten, 11 an der Zahl, das Zeugniß der Reife. — Im 
Garten des Herrn Gutsbeſitzer Paur zur Apothekerei ſteht ſeit 14 Tagen 
ein Pflaumbaum in voller Blüthenpracht, während die ihn umſte⸗ 
. Bäume keine Spur von hervorgetretener Vegetation zeigen. — Die 
eneral⸗Verſammlung des hieſigen Vorſchuß⸗Vereins ſprach 
dem Abgeordneten Schultze⸗Delitzſch für ſeine Bemühungen um Errich⸗ 
tung von Vorſchuß⸗Banken auf telegraphiſchem Wege, ihren Dank aus. — 
Den Mitgliedern des Vorſchuß⸗Vereins wurden in dieſen Tagen auf 
ihre Einlagen 8% pCt. Dividende ausgezahlt. Dieſes Inſtitut nimmt einen 
recht erfreulichen Auſſchwung. — Der ne landwirthſchaftliche Verein 
er am 16, d. M., im Gaſthofe zum goldenen Adler in Oels, öffentliche 
itzung. 


X. Kattowitz, 6. März. [Der hieſige Gewerbevereinl hat in 
ſeiner letzten Sitzung eine Petition an das Abgeordnetenhaus angenommen 
und zahlreich unterſchrieben abgeſchickt, worin er im Hinweis darauf, daß in 
den meiſten deutſchen Staaten, auf welche ſich Preußens moraliſche Erobe⸗ 
rungen erſtrecken ſollen, die Gewerbefreiheit eingeführt ſei, dieſelbe nebſt 
voller Freizügigkeit auch bei uns wünſcht, reſp. die Aufhebung der Geſetze 
vom 17. Jan. 1845 und 9. Febr. 1849 und deren Conſequenzen beantragt, 
— Bis auf Weiteres finden wöchentliche Vereinsſitzungen ſtatt, bedingt durch 
wachſendes Material und Intereſſe; auch die Mitgliederzahl iſt ſchon bis auf 
128 geſtiegen. Kaum giebt es einen Ort von gleichem Umfange in Ober: 
ſchleſien, wo das Vereinsleben einen ſo fruchtbaren Boden gefunden hat, 
wie hier; es bedurfle eben nur der Anregung und ſchon iſt wieder ein neuer 
Verein, der dramatiſche, als ſechster, entſtanden, welcher durch theatra⸗ 
liſche und deklamatoriſche Unterhaltung die Geſelligkeit zu fördern beabſick⸗ 
tigt. In wenigen Tagen waren einige Hundert Thaler für die Einrichtung 
eines Liebhabertheaters gezeichnet und bereits am 9. März wird zum erſten⸗ 
mal geſpielt werden. — Auch der gemiſchte Geſangverein bereitet eine öffent⸗ 
liche Nuffbrung der „Glocke“ vor. Ein bedeutender Vortheil für Kattowitz 
würde aus einer ſogenannten In duſtriebörſe erwachſen; die Handels⸗ 
kammer in Gleiwitz und der Berg⸗ und Hüttenmänner⸗Verein zu Königs⸗ 
hütte haben ſich für die Zweckmäßigkeit dieſes Inſtituts, wie auch ſeines 
Sitzes am hieſigen Platze ausgeſprochen. — 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 
Bekanntmachung. 
Mit der Bearbeitung der auf die Führung des Handelsregiſters ſich be⸗ 
iehenden Geſchäfte des hieſigen Gerichts iſt der Kreisrichter Rachner unter 

itwirkung des Kreisgerichts⸗Sekretär Bayer beauftragt. Derſelbe wird 
zur Aufnahme der Anmeldungen jeden Dinſtag und Freitag ala eg 
dem Gericht anweſend, für ſchleunige Fälle aber auch ſonſt in feiner Woh⸗ 
nung (Breslauer⸗Straße Nr. 162) zugänglich ſein. — Die Einſicht des Han⸗ 
delsregiſters iſt während der gewöhnlichen Dienſtſtunden Jedem geſtattet, 
und bei dem Sekretär Bayer nachzuſuchen. — Die Veröffentlichung der im 
Handelsgeſetzbuch vorgeſchriebenen Bekanntmachungen wird für das laufende 
Geſchäftsjahr künftig durch einmalige Inſertionen in dem „öffentlichen An⸗ 
iger des Breslauer Regierungs⸗Amtsblatts“, in der „Schleſiſchen und 
lan, ſowie in der „Berliner Börſen⸗Zeitung“ erfolgen. 

Reichenbach, den 26. Februar 1862. 
Königliches Kreis⸗Gericht. I. Abtheilung. 

Die auf die Führung des Handelsregiſters ſich beziehenden Geſchäfte an 
dem unterzeichneten Kreis⸗Gerichte werden für die Dauer des Geſchäfts⸗ 
jahres 1862 von dem Kreisrichter v. Fiſcher unter Mitwirkung des Sekre⸗ 
tärs Zimmermann bearbeitet — Die öffentlichen Blätter, in welchen im 
Laufe des genannten faden die im Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 
(G.⸗S. 1861 S. 449 f.) vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen ſollen, 
find 1) die „Berliner Börſen⸗Zeitung“, 2) die zu Breslau erſcheinende 
„Schleſiſche Zeitung“, oe daſelbſt erſcheinende „Breslauer Zeitung.“ 

Neumarkt, den 1. März 1862. } 

Königliches Kreis: Gericht, I. Abtheilung. 

Die auf die Führung des Handelsregiſters ſich beziehenden Geſchäfte wer⸗ 
den für biefigen Kreis im Jahre 1862 von dem Kreisrichter Reich bei Mit⸗ 
wirkung des Sekretärs Kurka hier bearbeitet werden. Die im Art. 13 des 
Handelsgeſetzbuchs und Artikel 20 des Einführungsgſetzes hierzu vorgeſchrie⸗ 
benen Bekanntmachungen aus unſerem Handelsregiſter werden durch die in 
Breslau erſcheinende „Schleſiſche und Breslauer Zeitung“ und den zu 
Neurode erſcheinenden „Hausfreund“ erfolgen. 

Habelſchwerdt, den I. März 1862. 

Königliches Kreis⸗Gericht. I. Abtheilung. 

Die durch Artikel 13 des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs ange⸗ 
ordnete Veröffentlichung der Eintragungen in das Handelsregiſter des un⸗ 
terzeichneten Gerichts wird während des laufenden Jahres durch die „Bres⸗ 
lauer Zeitung“ und die „Berliner Börſenzeitung“ erfolgen. Für die 
Dauer des gegenwärtigen Geſchäftjahrs iſt mit Bearbeitung der auf die 
gabrung des Handlungsregiſters ſich beziehenden Geſchäfte Herr Kreisrichter 

rndts hierſelbſt betraut und demſelben als Sekretär der Herr Actuar Lauſch 
Ratibor, den 1. März 1862. 
Königliches Kreis⸗Gericht. 


zugeordnet worden. 


[Aus dem Jahresbericht der Handelskammer für die Kreiſe 
eng und Schönau zu Hirſchberg für das Jahr 1801] 
entlehnen wir Folgendes: 5 5 Ä { 

Die Leinen⸗Induſtrie hat im verfloſſenen Jahre mit ungünſtigen Ein⸗ 
flüſſen zu kämpfen gehabt. 5 g 

Die Rheinprovinzen, die bisher noch am meiſten von ordinären ſchleſi⸗ 
ſchen Leinen conſumirten, haben im vergangenen Jahre nicht die Hälfte von 
dem der früheren Jahre bezogen. Durch den Krieg in Amerika ſind die 
Fabriken am Rhein, die tal nur für den Export arbeiten, nicht ausreichend 
deſchäſtigt geweſen, die Fabrikarbeiter, die gern und willig ordinäre ſchle⸗ 
un . kauften, müſſen ihre Bedürfniſſe auf das unumgänglich Nöthigſte 
einſchränken. 5 i . 

Der Abſatz nach Rußland und Polen, der bisher in ordinären Leinen 
nicht unerheblich war, hat in der letzten Zeit faſt ganz aufgehört, und find 
namentlich in Rußland jo traurige Geldverhältniſſe eingetreten, daß im ver⸗ 
Mid ind übiahr dahin gemachte Ausſendungen bis jetzt noch nicht abge⸗ 
wi nd. 

Noch trauriger ſieht es in Polen aus, wo Zahlungs⸗Einſtellungen an der 
Tagesordnung An, 

Der eicher Abfatz von Leinen beſchränkte ſich daher auf Oſt⸗ und Weſt⸗ 
Preußen, Berlin, und auf die Meſſen von Frankfurt a. O. und Leipzig, die 
jedoch mit Leinen fo überführt wurden, daß einzelne Fabrikanten unter dem 
Koſtenpreiſe verkaufen mußten. 

Einen lebhafteren Abſatz hingegen fanden im verfloſſenen Jahre die halb⸗ 
leinenen Creas, deren Conſum mit jedem Jahre zunimmt, was ſeinen Grund 
in deren außexordentlicher Billigkeit hat. Die enorme Höhe der Twiſt⸗Preiſe 
läßt jedoch befürchten, daß die fan en dieſes Artikels in nächſter Zukunft 
wird — beſchränkt werden müͤſſen. 

Erfreulich iſt es für uns, berichten zu können, daß nach langer Pauſe 
wiederum Aufträge auf geblumte Schleier⸗Leinen (estopillas à fleurs) einge: 
gangen ſind. a 

ir können nicht unerwähnt laſſen, daß, wenn der Handelsvertrag des 
Zollvereins mit Frankreich zu Stande kommen ſollte, man in Frankreich auf 
eine Ermäßigung des Einfuhr⸗Zolles deutſcher Leinen um 70 pCt., alſo auf 
30 pCt. des bisherigen Tarifs rechne. 

ie in unſerem Bezirke gelegene Flachsgarn⸗Spinnerei konnte bei den 
hohen Preiſen des Rohmaterials, und bei dem ungemein niederen Stande 
der Garnpreiſe nur mit geringem Nutzen betrieben werden. 

Die hieſige Baumwollen⸗Garn⸗Spinn Fabrik begann das verflofene 
Jahr unter den erfreulichſten Ausſichten. Die günftigen Preiſe der Baum: 
wolle und der gute Abſat berechtigten zu der Hoffnung auf ein gutes Ge⸗ 
ſchaͤft. Nachdem ſich jedoch im Frühjahr, die Wirren in Amerika ernſtlich 

eftalteten, und man den Ausbruch des jetzt herrſchenden Krieges befürchtete, 
Nie die Preiſe der Baumwolle allmählich, und erreichten, als die Feind⸗ 
eligteiten in den Vereinigten Staaten wirklich ausgebrochen waren, und als 


330 
in Folge der Blokade der ſüdlichen Häfen die Auer von Baumwolle aus 
den Vereinigten Staaten nach England gänzlich abgeſchnitten wurde, Ende 
Oktober eine nie gekannte Höhe, 

Die Garnpreiſe hingegen blieben gedrückt, und wenn dieſelben auch in 
den letzten Wochen des vergangenen Jahres ſich etwas gehoben, ſo ſind ſie 
doch immer noch weit unter dem Verhältniß zum Rohſtoff zurückgeblieben. 

Glücklicherweiſe wurde durch rechtzeitige Benutzung der Conjunctur der 
ungeſtörte Betrieb geſichert. 

Die Shawls-, Plüfh: und Chenille Fabrikation in Schmiedeberg 
hat, was die Plüſch⸗Fabrikation betrifft, in der Sorte, die Pelzplüſch, Aſtra⸗ 
chan oder Krimmer genannt wird, eine weitere Ausdehnung erlangt. 

Für die Chenille⸗Fabrikation, die bis zum Beginn des Sommers in vol⸗ 
lem Betriebe geblieben, mußte der Eintritt der gegenwärtigen amerikaniſchen 
Verhältniſſe, in Folge deren das Export⸗Geſchäft nach dem erwähnten Welt⸗ 
theile faſt aufgehört hat, eine Einſchränkung herbeizuführen, ſo daß gegen⸗ 
wärtig nur noch für den inländiſchen Markt gearbeitet wird. 

Die Fabrikation türkiſcher Teppiche in Schmiedeberg konnte bei den 


noch immer geſtörten politiſchen Zuſtänden nicht erweitert werden; das Ver⸗ gl 


trauen zu dieſen Artikel hat indeſſen ſich immer weitere Bahn gebrochen, 
und ſind beſonders die großen, aus einem Stücke gearbeiteten Teppiche für 
1 vorzugsweiſe begehrt. 

die vorauszuſehen war, hat die Fabrikation der Deckenzeuge aus Jute, 
Manila und ähnlichen Garnen in Folge der mit dem 1. Januar 1861 in 
Kraft getretenen tarifmäßigen Verzollung der engliſchen Importen ſich 
eines guten Aufſchwunges zu erfreuen, und wurde der Betrieb, trotz der 
34081860. dadurch entſtandenen Concurrenz, der dreifache gegen das 

ahr 1860. 

Es wurden gefertigt: 
circa 400 Stück türkiſche Teppiche in den verſchiedenen Größen bis zur Breite 
von 1244 Ellen, bei 22 Ellen Länge aus einem Stücke, 900 Stück Decken⸗ 
zeuge in den Breiten von %, bis %, berliner Ellen. 

An Materialien wurden verwendet: 
circa 400 Centner ſerbiſche, ſyriſche und afrikaniſche Wolle, ca. 500 Centner 
Jute⸗, Manila⸗, Matting⸗ und leinene Garne, N 

Die Zahl der Arbeiter belief ſich im erſten Semeſter auf circa 60, und 
ſtieg im zweiten Semeſter auf 100 bis 110. Die wöchentlichen Löhne ſtell⸗ 
ten ſich für männliche auf 2—3 Thlr. für weibliche auf 14 —1% Zhlr. 

Die Tuch⸗, Bukskin und Trikot⸗Fabrik in Neukirch, ſchönauer 
Kreiſes, verarbeitete im Laufe des verfloſſenen Jahres circa 1253 Centner 
rohe Wolle, und fertigte daraus 3015 Stück diverſe Sorten % Tuche, ganze 
Tuche, Satins, Trikots und Croiſés, die theils im Inlande, theils im Aus: 
lande abgeſetzt wurden. 1 

Die Fabrikation von brüſſeler und valencienner Spitzen hat im 
Vorjahre ſich weſentlich gebeſſert, da das Fabrikat einen lebhaften Abſatz 
nach England gefunden hat, und deſſen geſteigerte Vollkommenheit demſelben 
auch in Paris mehr Eingang verſchaffte. 

Für Deutſchland bleibt der Abſatz immer noch ein beſchränkter, da das 
Vorurtheil zu groß iſt. So ſollen nach der Angabe des betreffenden Fabri⸗ 
kanten beiſpielsweiſe zu den königsberger Krönungsfeierlichkeiten verſchiedene 
Spitzen⸗Roben, auf Beſtellung berliner und königsberger Kaufleute, hier ge: 
fertigt, von hier nach Paris und Brüſſel geſandt worden ſein, um von dort 
aus den Weg nach Deutſchland zurückzunehmen, und dadurch der Damenwelt 
den Stempel der Echtheit zu zeigen. 

Die polniſchen, ruſſiſchen und amerikaniſchen Verhältniſſe ſind für dieſen 
Induſtrie⸗Zweig gegenwärtig im höchſten Grade ungünſtig. 

Die Papier⸗Fabrikation litt fortwährend an unverhältnißmäßig hohen 
Preiſen der Rohſtoffe und an gedrückten Preiſen des Fabrikats. 

Leider ſtellt ſich durch den immer größer werdenden Verbrauch baumwol⸗ 
lener Stoffe ein immer fühlbarer werdender Mangel an leinenen Hadern 
heraus, und dürfte dieſer zur Fabrikation guter Schreibpapiere unerſetzbare 
Stoff wohl noch weitere Preisſteigerung erfahren. 

Einen bedeutenden nachtheiligen Einfluß auf die inländiſche Papier⸗ 
Fabrikation übt die faſt freie Ausfuhr von Stricken, Netzen, Halbzeug ꝛc. aus. 

Dergleichen Stoffe, ſo wie auch die Abfälle der Flachsgarn⸗Spinnereien 
koſteten früher circa 1 Thlr., jetzt 3 bis 5 Thlr. pr. Ceniner. Der Nach⸗ 
theil iſt um ſo größer, als 1½ bis 1% Centner zu einem Centner Papier 
erforderlich ſind. 

Die Fabrikation von Holz: und Stroh Papier iſt zwar unausgeſetzt 
betrieben worden, doch konnte namentlich Strohpapier nur zu ganz herab⸗ 
gedrückten Preiſen Abſatz finden. 

Die Dachpappen Fabrikation war nicht lohnend. Geringe Bauluſt 
und die immer mehr ſteigende Concurrenz wirkten nachtheilig auf den Abſatz 
an Dachpappen. (Schluß folgt.) 


Breslau, 7. März. [Börſe.] Bei feſter Stimmung waren die Courſe 
der Eiſenbahnaktien merklich höher, öſterr. Effekten im Allgemeinen vernach⸗ 
läſſigt, nur in Credit fand einiger Umſatz ſtatt. National⸗Anleihe 61%, 
Credit 72%, wiener Währung 73%. Von Eiſenbahnaktien wurden Oberſchle⸗ 
ſiſche bis 139%, Oppeln⸗Tarnowitzer 40% gehandelt. Fonds unverändert. 

Breslau, 7. März. [Amtlicher Produkten⸗Börſen⸗ Bericht. 
Kleeſaat, rothe, feſt, ordinäre 7 —8 , Thlr., mittle 94 —10 4 Thlr., 
feine 12—12% Thlr., hochfeine 121 —13 Thlr. — Kleeſaat, weiße, 
unverändert, ordinäre 10—13 Thlr., mittle 14—16% Thlr., feine 18 bis 
19 Thlr., hochfeine 20—21 Thlr. 

Roggen (pr. 2000 Pfund) ſtilles Geſchäft; gekünd. 1000 Ctr.; pr. März 
46% Thlr. bezahlt und Br., März⸗April und April⸗Mai 46 Thlr. Br., 
Maf⸗Juni 46% Thlr. Br. 3 2 g 

Rubdl ſtill; loco, pr März, März⸗April und April⸗Mai 12% Thlr. Br., 
September⸗Oktober 12% Thlr. Br. 

Kartoffel⸗Spiritus beſſer; get. 12,000 Quart; loco 16 Thlr. Gld., 
pr. März und März⸗April 16% Thlr. bezahlt, April⸗Mai 16% Thlr. bezahlt, 
Mai⸗Juni 16% Thlr. Gld., Juni⸗Juli — —. N 

Zink unverändert, 5% Thlr. Br. Die Börſen⸗Commiſſion. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 7. März. Oberpegel: 16 F. 8 Z. Unterpegel: 4 F. 2 3. 


„% ccc 


Eiſenbahn⸗Zeitung. 

A Dberfchlefifche Eiſenbahn. Die Dividende für das 
Betriebs⸗Jahr 1861 iſt in der heutigen Verwaltungsrathsſitzung ſeitens 
der königlichen Direction mit 7 Thlr. 27 Sgr. für die Stammactie 
von 100 Thlr. vorgeſchlagen und vom Verwaltungsrathe genehmigt 
worden. Wie immer, ſo muß auch hierzu die Genehmigung des Herrn 
Handelsminiſters nachgeſucht werden, an deren Ertheilung übrigens 
nicht zu zweifeln iſt. 

Die Hauptbahn hat eine Geſammt⸗ 

Einnahme von ca. e 


2,954,000 Thlr. gehabt, 


und da die Ausgaben betragen haben. 984,000 = 
fo iſt ein Ueberſchuß von 1,970, vorhan⸗ 
den, alſo ca. 25,700 Thlr. mehr als voriges Jahr. 


Die Perſonen⸗Einnahme iſt wenig verändert gegen das Vorjahr, 
die Einnahme aus dem Güter⸗Verkehr dagegen 51,000 Thlr. höher, 
Die Ausgaben ſind ziemlich unverändert geblieben, denn wenn auch 
der Bahntransportbetrieb ſich durch die durchgängig eingeführte Koh⸗ 
lenfrequenz bedeutend verringert hat, fo iſt doch für Wagenmiethe eine 
Mehrausgabe von 29,000 Thlr. entſtanden. 
In den Erneuerungsfonds werden 460,000 Thlr. gelegt. 
In den Reſervefondd . 18,400 „ 
Die Superdividende für den Staat beträgt 196,500 „ 
Stagteſtenenr 839,900 „ 
Bei der gegenwärtigen Rentabilität des Unternehmens ſtellt ſich 
folgendes Verhältniß heraus: 
Wenn 100 Thlr. mehr Ueberſchuß vorhanden ſind oder mehr einge⸗ 
nommen werden, fo erhalten die Aktionäre 7 %, und der Staat ½ 0 


„„ Hirſchberg, 6. März. [Gebirgs⸗Eiſenbahn.] Der Vorſitzende 
der Kreistags⸗Verſammlung, königl. Landrath Herr v. Grävenitz, 
55 vor ſeiner vor 4 Wochen auf 3 Monate angetretenen Reiſe, den Kreis⸗ 
tänden die Propoſition gemacht, dem Anverlangen des Herrn Handelsmini⸗ 
ſter Excellenz: das Terrain zur Gebirgseiſenbahn gratis zu be⸗ 
ſchaffen, durch Bewilligung von 4500 Thlr. zu genügen. Bei dem heuti⸗ 
gen Kreistage, an welchem nur ein Mitglied aus dem Stande der 

ütterſchaft, 2 Mitglieder aus dem Stande der Städte, und 3 Mitglieder 


aus dem Stande der Landgemeinden theilnahmen, iſt die landrätbliche Pro⸗ 
poſition genehmigt worden. — Die betreffende Summe ſoll durch Kreis⸗ 
beiträge aufgebracht werden, wozu die Stadt Hirſchberg und die Kämmerei⸗ 
Pertinentien nicht beizutragen haben. Dieſer Beſchluß bedingt eine Aende⸗ 


Tun des Beſchluſſes der Skadtbehörde von lt 20,000 Thlr. zur Er⸗ 
werbung des Terrains durch Emiſſion von Stadt⸗Obligationen aufzubringen, 
wenn der Kreis eine gleiche Summe durch Emiſſion von Kreis⸗Obligationen 
zu beſchaffen ſich bereit erklärt. 


Vorträge und Vereine. 

Ei Breslau, 7. März. Im Handwerker⸗Verein ſprach Hr. Lehrer 
Köhler geſtern Abend über die Natur. — Herr Ingenieur Nippert 
theilte mit, daß der bieſige Gewerbe⸗Verein den Handwerker⸗Verein zur Bes 
theiligung an dem Gewerbe⸗Vereinstage am 22/3. April einlade, wo 
die Errichtung eines Central⸗Gewerbe⸗Vereins, die Förderung der 
Vorſchuß⸗Vereine u. a. ähnliche Vorlagen beſprochen werden ſollen. Mit⸗ 

lieder, die Theil nehmen wollen, ſollen ſich bis zum 15. k. Mts. bei dem 
Sekretär des Gewerbe⸗Vereins, Herrn Dr. Fiedler, melden. g 


N: Breslau, 5. März. are Central⸗Verein zum Schutz 
der Thiere.] Allgemeine Verſammlung vom Geſtrigen. Vorſitzender Hr. 
Dr. Thiel erſtattet Bericht über die Thätigkeit des Vorſtandes und der Vor⸗ 
gänge ſeit letzter Verſammlung. Die Ehrenmitglieder Hr. Polizei⸗Präſident 
v. Jagow und Hr. Schulen⸗Inſpektor Schmeidler danken dem Vereine 
für Ueberreichung des reſp. Diploms und ſichern den Vereinsbeſtrebungen 
ihre fernerweite kraftige Unterſtützung zu. Wegen des Schlachthofes And 
mit den zuſtändigen Behörden Unterhandlungen gepflogen worden, welche 
ein günſtiges Reſultat in Ausſicht ſtellen. Behufs Abſendung einer Petition 
in Sachen der Thierſchutz⸗Geſetzgebung iſt der Vorſtand mit dem Ver⸗ 
eine in Berlin und mit den Filialen in Schleſien in Verbindung getreten. 
Für Gewinnung derjenigen Mitbürger, welche namentlich viel mit Thieren 
umzugehen haben, dem Vereine aber noch nicht beigetreten ſind, wurden die 
nöthigen Vorbereitungen getroffen. Die letzte Sitzung des oppelner Vereins 
brachte leider mehrere der ſcheußlichſten Thierquälereien zur Kenntniß. Dies 
ſelben ſind der Polizei⸗Anwaltſchaft zugewieſen worden. Der Brandſtifter 
Heſſe aus Toba und der Mörder Lewiſch aus Horn N 
waren — Thierquäler! — Erfahrungsgemäß ſoll die Cholera da nicht um 
ſich gegriffen haben, wo die Bewohner ſich von Pferdefleiſch nährten. — 
Der hamburger Verein ladet zu dem am 31. Juli, 1. und 2. Auguſt d. J. 
ſtattfindenden zweiten Thierſchutz⸗Congreß ein. — Der ſtriegauer Verein 
bringt mehrere im geſchloſſenen Raume ausgeübte, wahrhaft empörende Thier⸗ 
quälereien zur Kenntniß. Leider wird die Ahndung derſelben daran ſchei⸗ 
tern, daß ſie nicht öffentlich verübt wurden. — Vielfache anderweite 
Mittheilungen füllten die Sitzungszeit überreich aus. 


W Turn⸗ Zeitung. 


— de. Kattowitz. Der Turnverein, deſſen neue Statuten am 1. März 
in Kraft getreten find und welcher jetzt (incl. 11 Ehrenmitglieder) 127 Mit⸗ 
glieder zählt, wählte in der letzten Generalverſammlung ſeinen Vorſtand 
pro 1862 63, beſtehend aus 5 Perſonen und zwar: Zeichner F. Böhniſch 
3 eugwart), Eiſenbahnbeamte Hoffmann und Lemberg (Turn⸗ reſp. 
Kaſſenwart), Berggeſchworener v. Schwerin und Bergſekretär Seidel 
(Schriftwart), ſowie deren Stellvertreter. — Was die Bildung eines Turn⸗ 
gau's betrifft, jo dürften die herzlichen Wechſelbegrüßungen durch den Te⸗ 
legraphen, welche die am 1. März hier, in Gleiwitz und Myslowitz auf 
Bällen vereinten Turner austauſchten, dafür ein günſtiges Prognoſtikon ge⸗ 
ſtatten; leider hat ein vierter benachbarter Turnverein ein dieſſeitiges freund⸗ 
liches Entgegenkommen unerwiedert gelaſſen. — Der hieſige 8 
Ball war ſehr zahlreich beſucht und ungetrübter Frohſinn bielt die Geſell⸗ 
ſchaft bis nach 5 Uhr Morgens zuſammen; zwiſchen den Tänzen vor der 
Pauſe unterhielten ſie die 12 geübteſten Turner durch ihre ausgezeichneten 
Leiſtungen, wobei einige maskirte Scherze mitunterliefen. Während der ge⸗ 
meinſamen Tafel wurden 2 von Dr. Holtze gedichtete Lieder geſungen und 
von demſelben ein Toaſt auf die Damen nebſt einer Definition des antitur⸗ 
neriſchen „Philiſters“ in Verſen vorgetragen. Möge nur auch weiterhin 
die Entwicklung der geiſtigen und gemüthlichen Seite des Vereins gleichen 
Schritt halten mit der Ausbildung körperlicher Kraft und Gewandtheit, denn 
dadurch allein kann er ſich ſeine gegenwärtige Lebensfriſche erhalten. r 
Begründung eines Turnvereins in Laurahütte find einige Ausſich⸗ 
ten vorhanden. 


C. Rawitſch, 6. März. Mens sana in corpore sano, war die Quint⸗ 
eſſenz der vom Translateur May an die behufs Conſtituirung eines Turn⸗ 
Vereins in hieſiger Stadt im Schießhauſe am verfloſſenen Freitag Abend 
verſammelte Menge gerichteten, nach Form und Inhalt ſchönen Anrede. 
Die Verſammlung, von der Wichtigkeit des Gegenſtandes überzeugt, wählte 
I) den koͤnigl. Oeconomie⸗Commiſſarius Simon zum Director, 2) den Lehrer 
Linke zum Turnwart, 3) den Kaufmann Baum zum Kaſſenwart, 4) den 
königl. Gerichts⸗Actuaxius Sprotte zum Schriftwart, und 5) den Baus 
meiſter Müller zum Zeugwart. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Berlin, 2. März. Das Handelsminiſterium erſucht den 
Präſidenten des Abgeordnetenhauſes, die morgende Plenar⸗ 
ſitzung um einige Tage zu verlegen, da das Staatsminiſterium 
mit wichtigen Berathungen beſchäftigt iſt, welche die Mini⸗ 
ſter verhindern, der für morgen anberaumten Plenarſitzung 
beizuwohnen. 

Berlin, 2. März. Das Abgeordnetenhaus iſt bis zum 
Dinstag vertagt worden, weil das Miniſterium durch wich⸗ 
tige Angelegenheiten bis dahin verhindert iſt, an Sitzungen 
Theil zu nehmen. 

Glogau, 2. März. Dem Vernehmen nach hat Se. Maj. 
der König das hieſige Erkenntniß gegen die Lientenants 
v. Sobbe und Putzki nicht beſtätigt, ſondern die Sache 
einem andern Armee-Corps überwieſen. Geſtern gegen 
Abend find die obengenannten Offiziere aus der Hornburg 
hierſelbſt entwichen. 

Konſtantinopel, 6. März. Die Nachricht, daß die Pforte von Neuem 
ſich zur Ausführung von Reformen verpflichtet und das betreffende Programm 
nach London an die Uebernehmer der neuen Anleihe, deren Abſchluß jetzt 
als geſichert zu betrachten ſei, eingeſandt habe, beſtätigt ſich. 


1 3 
4) für Oppeln auf den 16. Juni und 16. Oktober, 
5) für Ratibor auf den 30. Mai und 29. Oktober 

angeſetzt worden. Oppeln, den 21. Februar 1862. 


— — — ——— — d nn,” 
Der freundliche Wirtb, Herr Brennereibeſitzer Hentſchel auf der Neuen⸗ 
Jiu nei bun hatte feine Stammgäfte zu einem Wurſt⸗Abendbrodt vereint. 
ie verabreichten Speiſen und Getränke waren zur Zufriedenheit der Gäſte, 
was deutlich durch den Humor der Anweſenden ausgeſprochen wurde. [1859] 


n BREI ER TEE UBERERE U ELTA 
ab Wüſtewaltersdorf, 4. Febr. Ich erſuche Sie, Herr Redacteur, 
mir gefälligſt zu atleſtiren, daß ich den in Nr. 93 Ihrer Zeitung enthalte 
nen A Artikel: „Aus dem Eulengebirge, 16. Febr.“, das Fabrilweſen 
betreffend, nicht geſchrieben und auch nicht eingeſchickt babe.“) 
Der ab- Correſpondent aus Wüſtewaltersdorf. 


7) Geſchieht hiermit. [1847] D. Red. 


Inſerate f.d.Landwirtöfch. Anzeiger III. Jahrg. N. II 


(Beiblatt zur Schleſ. Landwirthſchaftlichen Zeitung) werden bis Dinsta 
angenommen in der Expedition der Breslauer Zeitung (Herrenitr. 20. 


Das Schleſ. Landwirthſchaftl. Central⸗Comptoir in Breslau 


empfiehlt ſich zum Ein⸗ u. Verkauf von Landes⸗Produkten, landw. Maſchinen, 
Gütern, Hypotheken ꝛc., ſo wie zur Beſorgung von Verſicherungen aller Art. 


Mit einer Beilage / 


